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Telekommunikationstechnik 
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halten 

Bau von Signalkabelanlagen                                                       
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892.9122A01 
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Fachautor: VTZ 128;   Bernd Koch; Tel.: (999) 57107 Gültig ab: 01.06.2009 

 

1 Allgemeines 

(1) Die Deutsche Bahn AG (DB Netz AG) betreibt zum Zweck ihrer Betriebsabwick-
lung Signal-, Fernmelde- und Starkstromkabelanlagen. Sie sind Bestandteil ei-
ner öffentlichen Zwecken dienenden Verkehrsanlage und liegen auf Bahnge-
lände wie auch in öffentlichem oder privatem Gelände. Auch Kabel von Arcor, 
der Deutschen Telekom und anderer Dritter gehören zu solchen Anlagen, so-
weit sie sich auf bahneigenem Gelände befinden. 

(2) Bei allen Bauarbeiten am oder im Erdreich sind zur Vermeidung von Kabel-
schäden die nachstehenden Bestimmungen zu beachten. Bei Beschädigung 
von Kabeln wird die DB Netz AG den Schädiger oder sonstigen Verantwortli-
chen nach den vertraglichen und gesetzlichen Bestimmungen zum Schadener-
satz heranziehen und gegebenenfalls nach den § 315 ff. StGB strafrechtlich 
verfolgen lassen. 

An dieser Stelle wird auf die besondere Sorgfaltspflicht des bauausführenden 
Unternehmens hingewiesen, sich mit der Kabellage vor Beginn der Bauarbei-
ten anhand der Kabellagepläne und der örtlichen Gegebenheiten vertraut zu 
machen. 

2 Bauleitung 

(1) Der jeweils verantwortliche Leiter einer Baumaßnahme ist  schriftlich zu benen-
nen und hat vor Beginn der Bauarbeiten am oder im Erdreich - insbesondere 
bei Aufgrabungen, Pflasterungen, Bohrungen, Setzen von Masten und Stan-
gen, Eintreiben von Pfählen, Bohrern und Dornen - bei der örtlich zuständigen 
OE der DB Netz AG Auskunft darüber einzuholen, ob, wo und in welcher Tiefe 
an der beabsichtigten Arbeitsstelle Kabel liegen. 

3 Kennzeichnung 

(1) Die Lage der Kabel im Erdreich kann durch ein Trassenwarnband gekenn-
zeichnet sein. Trassenwarnbänder liegen im Regelfall ca. 30 bis 40 cm über 
dem Scheitel der Kabelanlage. 

4 Kabelmerkzeichen 

(1) Kabelmerkzeichen (Steine, Kugelmarker und dgl.) sind vor dem Ausheben ein-
zumessen. Ausgehobene Kabelmerkzeichen und abgehobene Kabelhauben 
sind zur Wiederverwendung seitlich zu lagern und nach Beendigung der Bau-
arbeiten entsprechend der ursprünglichen Lage wieder einzubauen. 

 
 



Bautechnik, Leit-, Signal- u. 

Telekommunikationstechnik 

LST-Anlagen montieren und instand 

halten 

Bau von Signalkabelanlagen                                                       

Kabelmerkblatt 

892.9122A01 

Seite 2 

 

  Gültig ab: 01.06.2009 

5 Arbeiten in der Nähe von Kabeln 

(1) Mit den Arbeiten in der Nähe von Kabeln darf das bauausführende 
Unternehmen erst beginnen, wenn die Kabellage zweifelsfrei feststeht. Kann 
die Kabellage nicht zweifelsfrei festgestellt werden, ist die genaue Lage mittels 
Suchgerät bzw. Suchschachtung zu ermitteln.  

(2) Der beabsichtigte Bereich der Erdarbeiten ist von dem bauausführenden 
Unternehmen exakt einzugrenzen und nicht zu verändern. Bei Ausweitung des 
Arbeitsbereiches ist eine erweiterte Kabelauskunft notwendig. 

(3) In der Nähe der Kabel muss mit besonderer Sorgfalt gearbeitet werden. Pickel 
dürfen bereits ab 30 cm Abstand vom Kabel nicht mehr eingesetzt werden; ab 
10 cm Abstand dürfen keine scharfen Werkzeuge verwendet werden. Arbeiten 
Baumaschinen (z.B. Bagger, Radlader usw.) in einem Abstand von weniger als 
5 m zu den Kabeln, so muss ständig ein Mitarbeiter des bauausführenden 
Unternehmens zur Einweisung des Maschinenbedieners anwesend sein. 

(4) Bei erdverlegten Kabeln ist ab 40 cm Näherung zur Kabelachse von dem 
bauausführenden Unternehmen mit äußerster Vorsicht und Sorgfalt 
vorzugehen und die örtliche Lage (horizontal, vertikal) per Suchschachtung in 
einem im Einzelfall gebotenen Umfang festzustellen. 

(5) Grundsätzlich ist beim Freilegen von Kabeln äußerste Vorsicht geboten, da bei 
Kabelbeschädigungen Lebensgefahr besteht. 

6 Freigelegte Kabel 

(1) Freigelegte Kabel sind von dem bauausführenden Unternehmen zu sichern und 
durch geeignete Maßnahmen vor Beschädigung und Diebstahl zu schützen. 
Ein Umlegen von freigelegten Kabeln ist nur unter Aufsicht eines Mitarbeiters 
der örtlich zuständigen OE der DB Netz AG oder mit ausdrücklicher schriftlicher 
Zustimmung der OE der DB Netz AG ohne Aufsicht zulässig. 

7 Biegedurchmesser 

(1) Kabel dürfen nicht frei hängen. Sie sind in Abständen von höchstens 1 m zu 
unterfangen oder zu befestigen. Dabei muss, um unzulässige 
Zugbeanspruchungen auszuschließen, die Trassenlinie erhalten bleiben. 

(2) Durch starke Knicke oder Quetschungen werden Kabel unbrauchbar. Lässt sich 
das Biegen eines Kabels nicht vermeiden, gilt für den Biegedurchmesser der im 
Technischen Kennblatt genannte typenbezogene Wert. Fehlt ein solcher Wert 
oder ist ein Kabel nicht eindeutig zuzuordnen, darf ein Biegedurchmesser von 
mindestens dem zwanzigfachen Kabelaußendurchmesser nicht unterschritten 
werden. 
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8 Temperaturbereich 

(1) Beim Legen, Umlegen und Verschwenken von vorhandenen Kabeln sind die 
zulässigen Temperaturbereiche nach Tabelle 1 zu beachten. Sie sind vom Ka-
belaufbau, insbesondere von den Werkstoffen abhängig, und beziehen sich auf 
die Kabeleigentemperatur tKabel und nicht auf die Umgebungstemperatur. 

(2) Müssen Kabel bewegt werden, ohne dass der detaillierte Kabelaufbau zweifels-
frei ermittelt werden kann, so dürfen anhand der äußeren, sichtbaren Merkmale 
der Kabel die Temperaturbereiche nach Tabelle 2 in Anspruch genommen wer-
den. 

Tabelle 1: Temperaturbereiche für Kabel mit bekanntem Kabelaufbau 

Kabelaufbau Lfd. 
Nr. Kabelmantel 

(Werkstoff) 
Bewehrung Innere 

Schutzhülle 
äußere 

Schutzhülle 
Temperaturbereich 

1 2 3 4 5 6 

1 PE 

2 PVC 

3 

Bänder mit 
Bitumenx 

Jutex 

 

 ±0 °C ≤  tKabel  ≤ +40 °C 

4 PE -20 °C ≤  tKabel  ≤ +50 °C 

5 PVCx   -5 °C ≤  tKabel  ≤ +50 °C 

6 

 

 

vorhanden 

Bänder ohne 
Bitumen 

Jutex  ±0 °C ≤  tKabel  ≤ +40 °C 

7 PE -20 °C ≤  tKabel  ≤ +50 °C 

8 PVCx   -5 °C ≤  tKabel  ≤ +50 °C 

9 

 

 

 

 

Blei 

Aluminium 

 

- 

 

- 

- -20 °C ≤  tKabel  ≤ +50 °C 

10 PE 

11 

Bänder mit 
Bitumenx 

PVC 

 ±0 °C ≤  tKabel  ≤ +40 °C 

12 PE -20 °C ≤  tKabel  ≤ +50 °C 

13 

 

 

vorhanden Bänder ohne 
Bitumen 

PVCx   -5 °C ≤  tKabel  ≤ +50 °C 

14 PE -20 °C ≤  tKabel  ≤ +50 °C 

15 

 

 

PE 

 

- 

 

- PVCx   -5 °C ≤  tKabel  ≤ +50 °C 

16 PE 

17 

Bänder mit 
Bitumenx 

PVC 

 ±0 °C ≤  tKabel  ≤ +40 °C 

18 PE 

19 

 

 

vorhanden Bänder ohne 
Bitumen 

PVCx 

20 PE 

21 

 

 

PVC 

 

       - 

 

       - PVCx 

   

  -5 °C ≤  tKabel  ≤ +50 °C 
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Fortsetzung Tabelle 1: 

 Kabeltyp Temperaturbereich 

22 LWL-Kabel   -5 °C ≤   tKabel  ≤  +50 °C 

23 Kabel mit Koaxial-Paaren -10 °C ≤  tKabel  ≤ +50 °C 

24 Starkstromkabel nicht unter +3 °C 

x   ausschlaggebender Werkstoff 

 
 
Tabelle 2: Temperaturbereiche für Kabel mit unbekanntem Kabelaufbau 

Lfd. 
Nr. 

Kabelaufbau Temperaturbereich 

1 Kabel mit Bleimantel, ohne Schutzhülle(n) über dem Mantel 
(Kabel mit blankem Bleimantel) 

-20 °C ≤  tKabel  ≤ +50 °C 

2 Kabel mit äußerer Schutzhülle aus bitumengetränkter Jute ±0 °C ≤  tKabel  ≤ +40 °C 

3 Kabel mit außenliegendem Kabelmantel bzw. mit äußerer 
Schutzhülle aus Kunststoff (zunächst nicht identifizierbarer 
Art) 

±0 °C ≤  tKabel  ≤ +40 °C 

4 alle übrigen Kabel ±0 °C ≤  tKabel  ≤ +40 °C 

 

9 Kabelabdeckhauben 

(1) Die Kabel sind mit den abgehobenen Kabelabdeckhauben oder -platten erneut 
abzudecken, bzw. das aufgenommene Warnband ist wieder einzulegen. 
Beschädigte Kabelabdeckhauben, -platten oder Warnbänder sind durch neue 
zu ersetzen. 

(2) Die Platten sind auf ebenem und zuvor verdichtetem Boden aufzulegen, so 
dass sich darunter keine Hohlräume bilden. Ausgehobene Kabelmerkzeichen 
sind entsprechend der tatsächlichen Kabellage wieder einzusetzen und 
einzumessen. 

(3) Bei einer festgestellten Differenz zwischen der Kabellage und dem 
Kabellageplan oder bei einer Änderung des Trassenverlaufs ist die örtlich 
zuständige OE der DB Netz AG schriftlich zu informieren. 

10 Fundamente, Mauern 

(1) Bei Führung durch Fundamente oder Mauern dürfen Kabel nicht eingemauert 
oder einbetoniert werden.  

(2) Sie sind mittels Schutzrohren, vorzugsweise aus Kunststoff, hindurchzuführen 
(ggf. auch Mauerdurchführungselemente).  
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(3) Bei vorhandenen, zu überbauenden Kabeln (z. B. beim nachträglichen Setzen 
von Mastfundamenten) sind längsgeteilte Schutzrohre zu verwenden. Die 
Rohrenden sind entsprechend den örtlichen Anforderungen gas- und wasser-
dicht abzudichten. 

(4) Setzungen des Bauwerks müssen möglich sein, ohne dass eine Beschädigung 
des Kabels eintreten kann. 

11 Verfüllen der Kabelgräben 

(1) Beim Verfüllen des Kabelgrabens darf das Einfüllmaterial nicht auf freihängen-
de Kabel geworfen werden.  

Der Boden unterhalb der Kabelanlage ist sorgfältig zu verdichten und die Sohle 
des Grabens ist eben herzustellen. Die Kabelanlage muss auf steinfreiem Bo-
den glatt aufliegen 

(2) Ferner ist zu beachten, dass das Verfüllen der Leitungszone per Hand zu erfol-
gen hat (Leitungszone = Grabensohle bis 10 cm über Kabel- bzw. Rohrschei-
tel). Der Füllboden darf im Bereich der Leitungszone eine max. Korngröße von 
≤ 2 mm aufweisen. 

(3) Oberhalb der Leitungszone können das lagenweise Verfüllen des Grabens und 
das Verdichten des Verfüllmaterials mit angemessener Sorgfalt maschinell er-
folgen. 

12 Abstände zu Kabeltrassen 

(1) Bei Arbeiten in der Nähe von Kabeln ist ein so großer Abstand zu wahren und 
so zu arbeiten, dass Beschädigungen von vorhandenen Kabeln ausgeschlos-
sen sind. Das Eintreiben von Pfählen, Bohrern, Dornen und anderen Gegens-
tänden, durch die Kabel beschädigt werden könnten, ist 30 cm beiderseits der 
Kabel verboten, bis zu 1 m beiderseits der Kabel nur bis zu 50 cm Tiefe zuläs-
sig. Hier sind nur maximal 50 cm lange Pfähle, Bohrer und Dorne oder solche 
mit einem fest angebrachten Teller oder Querriegel zu verwenden, der von der 
Spitze höchstens 50 cm entfernt ist. 

(2) Ist die genaue Lage der Kabel nicht bekannt, so ist auch außerhalb der o. g. 
Trasse von 2,0 m Breite größte Vorsicht geboten. 

13 Unbeabsichtigtes Freilegen von Kabeln 

(1) Die unbeabsichtigte oder unvermutete Freilegung von Kabeln ist der örtlich 
zuständigen OE der DB Netz AG unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Bis zum 
Eintreffen einer Fachkraft der für die Kabel zuständigen Stelle darf in Kabelnä-
he nicht weitergearbeitet werden. 
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1. Allgemein 

Diese Schutzanweisung regelt die besonderen Pflichten bei Arbeiten in der Nähe von Kabelanlagen der 

Vodafone GmbH. Andere vertragliche Vereinbarungen mit der Vodafone GmbH, die allgemeinen 

gesetzlichen Bestimmungen und die allgemeinen Regeln der Technik bleiben im Übrigen unberührt. 

Die Vodafone GmbH betreibt für öffentliche Telekommunikationsdienstleistungen ein umfassendes Netz 

von Telekommunikationsanlagen. Diese sind auf Bahngelände wie auch in öffentlich gewidmeten 

Verkehrswegen oder nicht öffentlichen Grundstücken verlegt. Bei allen Bauarbeiten am oder im Erdreich 

sind zur Vermeidung von Kabelschäden die nachstehenden Bestimmungen zu beachten. 

Der jeweils verantwortliche Leiter einer Baumaßnahme hat vor Beginn der Bauarbeiten am oder im 

Erdreich insbesondere bei Aufgrabungen, Pflasterungen, Bohrungen, Setzen von Masten und Stangen, 

Eintreiben von Pfählen, Bohrern und Dornen - der Vodafone GmbH schriftliche Auskunft darüber 

einzuholen, ob, wo und in welcher Tiefe an der beabsichtigten Arbeitsstelle Kabel liegen. 

Bei Beschädigung von Kabeln und Kabelschutzrohranlagen wird die Vodafone GmbH den Schädiger oder 

sonstigen Verantwortlichen nach den vertraglichen und gesetzlichen Bestimmungen zum Schadenersatz 

heranziehen und gegebenenfalls strafrechtlich verfolgen lassen. 

 

2. Geltungsbereich 

Diese Anweisung ist bei allen Bauarbeiten innerhalb des Lizenzgebietes der Vodafone GmbH, nachfolgend 

Vodafone genannt, zu beachten. 

Anlagen der Vodafone beinhalten insbesondere bundesweit Trassen der ehem. Arcor AG sowie regional 

Trassen der ehem. ISIS Multimedia Net GmbH in NRW. 

Die Anlagen der Vodafone können überall im Erdreich in öffentlichen sowie privaten Flächen liegen. Für 

Beauskunften auf Bahngelände wenden Sie sich bitte an die „Deutsche Bahn Kommunikationstechnik“ 
(DB KT).  

  

3. Erkundungspflicht 

An dieser Stelle wird auf die besondere Sorgfaltspflicht des bauausführenden Unternehmens hingewiesen, 

sich mit der Telekommunikationskabellage und der örtlichen Gegebenheit vor Beginn der Bauarbeiten 

vertraut zu machen.  

Jeder, der beabsichtigt, Hoch- und /oder Tiefbauarbeiten durchzuführen, hat die Erkundungs- und 

Sicherungspflicht nach DVGW-Regelwerk GW 315, DIN 18 300 und VBG 37 § 16 einzuhalten. Er muss vor 

Durchführung der Arbeiten Auskunft über die Lage der im Bau- bzw. Aufgrabungsbereich liegenden 

Fernmeldeanlagen einholen. 

Weiterhin hat die bauausführende Firma die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundungsmaßnahmen wie 

Ortung, Querschläge, Suchschlitze o.ä., über die tatsächliche Lage der im Baubereich vorhandenen 

Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen. 
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4. Planwerk / Trassenauskunft 

Die Telekommunikationskabel wurden in den beiliegenden Lageplänen eingezeichnet bzw. eingetragen. 

Die in den Lageplänen eingetragenen Telekommunikations-Kabellagen dienen zur Orientierung und sind 

zur Maßentnahme nicht geeignet, z.B. aufgrund von Niveauänderungen. 

Der beabsichtigte Bereich der Erdarbeiten ist von dem bauausführenden Unternehmen für die 

Trassenauskunft exakt einzugrenzen und nicht zu verändern. Bei Ausweitung des Arbeitsbereiches ist eine 

erweiterte Trassenauskunft notwendig. 

 

5. Lage der Fremdanlagen 

Im Allgemeinen kann davon ausgegangen werden, dass Fernmeldekabel in Kabelschutzrohren mit einer 

Überdeckung von 0,4 bis 0,8 m verlegt worden sind. Eine abweichende -insbesondere geringere- 

Überdeckung ist wegen Kreuzungen anderer Anlagen infolge nachträglicher Veränderung der Deckung 

und aus anderen Gründen möglich. 

Mit Abweichungen in der Örtlichkeit von den im Planwerk angegebenen Maßen muss gerechnet werden. 

Die in den Bestandsplänen angegebenen Maße beziehen sich auf den Zeitpunkt der Verlegung der 

Anlagen. Eventuell zwischenzeitlich vorgenommene Fluchtlinien- und Niveauänderungen müssen von 

demjenigen, der die Bauarbeiten ausführt, unbedingt berücksichtigt werden. 

Bei einer festgestellten Differenz zwischen der Kabellage und dem Kabellageplan oder bei einer Änderung 

des Trassenverlaufs ist die zuständige Regionalniederlassung der Vodafone schriftlich zu informieren. 

Die Lage der Kabel- / Kabelschutzrohranlage im Erdreich kann durch ein Trassenwarnband 

gekennzeichnet sein. Trassenwarnbänder liegen im Regelfall ca. 30 bis 40 cm über dem Scheitel der 

Kabel- / Kabelschutzrohranlage. Die wesentliche Aufgabe der Trassenwarnbänder besteht darin auf das 

Vorhandensein von Kennzeichnung Kabeln aufmerksam zu machen; sie erfüllen keine mechanische 

Schutzwirkung. 

Kabelmerkzeichen (Steine, auch Kugelmarker o.ä.) sind vor dem Ausheben ein zu messen. Ausgehobene 

Kabelmerkzeichen und abgehobene Kabelhauben sind zur Wiederverwendung seitlich zu lagern und nach 

Beendigung der Bauarbeiten entsprechend der ursprünglichen Lage wieder einzubauen. 

Darüber hinaus ist es immer erforderlich, auf den anliegenden Grundstücken festzustellen, ob 

Hausanschlüsse bestehen, da diese nicht in jedem Falle im Planwerk erfasst sind. 

Die Lage der Einführungsstellen der Hausanschlüsse gibt nicht immer einen Hinweis auf den Verlauf der 

Hausanschlussleitung. Erdverlegte Kabel sind in Einzelfällen auch möglich. 

 

6. Bauausführung / Freischachten 

Die Kabelschutzrohr- und Schachtanlagen dürfen nur in Handschachtung freigelegt werden. Die 

freigelegten Anlagen sind vor jeder Beschädigung zu schützen und gegen Lageveränderung fachgerecht 

zu sichern. Bei Arbeiten in der Nähe von Kabeln ist ein so großer Abstand zu wahren und so zu arbeiten, 
dass Beschädigungen von vorhandenen Kabeln ausgeschlossen sind. 
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Die unbeabsichtigte oder unvermutete Freilegung von Kabeln ist der örtlich zuständigen 

Regionalniederlassung der Vodafone unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Zu den Anlagen der Vodafone 

sind min. 0,3 m Parallelabstand einzuhalten. 

Mit den Arbeiten in der Nähe der Anlagen von Vodafone darf das bauausführende Unternehmen erst 

beginnen, wenn die Kabel- / Trassenlage zweifelsfrei feststeht. Kann diese nicht zweifelsfrei festgestellt 

werden, ist die genaue Lage mittels geeigneter Kabel – und Leitungstechnik bzw. Suchschlitzen 

(Suchgräben) zu ermitteln. 

Maschinenaushub ist nur bei Kenntnis der genauen Kabel- / Kabelschutz¬-Rohranlage zulässig. Ab einem 

Abstand von 40 cm zur Oberkante der Anlage ist nur Handarbeit zulässig. 

Bei der Errichtung von  Fundamenten, Mauern oder ähnlichem dürfen Kabel und deren Schutzrohre nicht 

eingemauert oder einbetoniert werden. 

In der Nähe der Kabel muss mit besonderer Sorgfalt gearbeitet werden. Pickel dürfen bereits ab 30 cm 

Abstand vom Kabel nicht mehr eingesetzt werden; ab 10 cm Abstand dürfen keine scharfen Werkzeuge 

verwendet werden. Arbeiten Baumaschinen (z.B. Bagger, Radlader usw.) in einem Abstand von weniger als 

5 m zu den Kabeln, so muss ständig ein Mitarbeiter des bauausführenden Unternehmens zur Einweisung 

des Maschinenbedieners anwesend sein. 

Generell ist beim Freilegen von Kabel- / Kabelschutzrohranlagen äußerste Vorsicht geboten. 

Fernmeldekabel können Fernspeisespannungen bis zu 300 V führen. Besondere Vorsicht ist beim 

Freilegen von Starkstromkabeln geboten, da bei Kabelbeschädigungen Lebensgefahr besteht. 

Bei einer Beschädigung von Telekommunikationskabeln, die auf dem Außenmantel mit einer Lichtwelle 

(~) gekennzeichnet sind (Glasfaserkabel), ist Vorsicht geboten. Hier kann es beim Hineinblicken in den 

Lichtwellenleiter zu einer Gefährdung des Auges kommen. 

Das Eintreiben von Pfählen, Bohrern, Dornen und anderen Gegenständen, durch die Kabel beschädigt 

werden könnten, ist 30 cm beiderseits der Kabel verboten, bis zu 1 m beiderseits der Kabel nur bis zu 50 

cm Tiefe zulässig. Hier sind nur maximal 50 cm lange Pfähle, Bohrer und Dorne oder solche mit einem fest 

angebrachten Teller oder Querriegel zu verwenden, der von der Spitze höchstens 50 cm entfernt ist. 

Das Öffnen der Schutzrohre darf nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Eigentümers erfolgen. Sollte 

sich eine Öffnung/Trennung der Schutzrohrtrasse erforderlich machen, ist die Rohrtrasse mit dafür 

Zugelassenen Material wieder zu verschließen, bzw. wieder zu verbinden. Danach ist eine Kalibrierung der 

betroffenen Rohranlage durchzuführen gem. geltenden VF-Richtlinien durchzuführen. Dafür besteht eine 

Dokumentationspflicht! 

 

7. Verfüllen des Kabelgrabens 

Das Verfüllen der Kabelgräben und Muffengruben hat nach geltenden anerkannten Regeln der Technik 

unter Beachtung weiterer Landes- und Kommunalspezifischer Regelungen zu erfolgen. Beim Verfüllen 

des Kabelgrabens darf das Einfüllmaterial nicht auf freihängende Kabel geworfen werden. Der Boden 

unterhalb der Kabelanlage ist sorgfältig zu verdichten und die Sohle des Grabens ist eben herzustellen. 

Die Kabelanlage muss auf steinfreiem Boden glatt aufliegen 
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Ferner ist zu beachten, dass das Verfüllen der Leitungszone per Hand zu erfolgen hat (Leitungszone = 

Grabensohle bis 10 cm über Kabel- bzw. Rohrscheitel). Der Füllboden darf im Bereich der Leitungszone 

eine max. Korngröße von ≤ 2mm aufweisen. 

Oberhalb der Leitungszone kann das lagenweise Verfüllen des Grabens und das Verdichten des Verfüll 

Materials mit angemessener Sorgfalt maschinell erfolgen. 

Setzungen des Bauwerks müssen möglich sein, ohne dass eine Beschädigung des Kabels eintreten kann. 

Vor Verfüllen das Kabelgrabens ist das Kabel durch Kabelwarnband mit Aufschrift Vodafone zu sichern. 

Das Kabelwarnband muss ca. 30cm bis 40cm über dem Kabel verlegt werden. 

  

8. Sicherung der Freigelegte Kabel und Kabelschutzrohre 

Kabel und Kabelschutzrohre dürfen nicht frei hängen. Sie sind in Abständen von höchstens 1m zu 

unterfangen. Dabei muss, um unzulässige Zugbean¬spruchungen auszuschließen, die Trassenlinie 

erhalten bleiben. 

Freigelegte Kabel sind von dem bauausführenden Unternehmen zu sichern und durch geeignete 

Maßnahmen vor Beschädigung und Diebstahl zu schützen. Ein Umlegen von freigelegten Kabeln ist nur 

mit ausdrücklicher schriftlicher Zustimmung von Vodafone zulässig. Eine Lageveränderung ist zu 

dokumentieren und der Vodafone auszuhändigen. 

 

9. Biegeradien der Kabel 

Durch starke Knicke oder Quetschungen werden Kabel unbrauchbar. Lässt sich das Biegen eines Kabels 

nicht vermeiden, gelten für den Biegeradius die in den Listen der freigegebenen Kabel genannten, 

typenbezogenen Werte aus den Datenblättern der Hersteller.. Fehlt ein solcher Wert oder ist ein Kabel 

nicht eindeutig zuzuordnen, darf ein Biegeradius von mindestens dem zwanzigfachen Kabeldurchmesser 

nicht unterschritten werden. 

 

10. Temperaturbereich 

Beim Legen, Umlegen und Verschwenken von Kabeln und Kabelschutzrohre sind die zulässigen 

Temperaturbereiche zu beachten. Sie sind vom Kabelaufbau, insbesondere von den Werkstoffen 

abhängig, und beziehen sich auf die Kabeleigentemperatur und nicht auf die Umgebungstemperatur. 

 

11. Anzeige von Beschädigungen 

Bei Freilegung von Kabelanlagen oder Beschädigungen von Kabeln wenden Sie sich bitte an unsere 

Technik-Hotline über die Mailadresse technikline@Kabeldeutschland.de. 
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Vorwort 
Bei Bauarbeiten im Erdreich stellen erdverlegte Kabel nicht nur Hindernisse dar, sondern 
werden oft zur Gefahr für die Beschäftigten. 

Es liegt daher im gemeinsamen Interesse von Bauunternehmen, Garten- und Landschafts-
gestaltern usw. (im Folgenden als ,,Unternehmer" bezeichnet) sowie sämtlichen 
Versorgungsträgen (im Folgenden als „Betreiber" bezeichnet) bei Bauarbeiten im Bereich 
von Kabeln mit größter Sorgfalt und Vorsicht vorzugehen.  

Um Unfälle und Schäden zu vermeiden, sind die folgenden Hinweise zu beachten. 

1. Anwendungsbereich

Dieses Merkblatt gilt für Arbeiten im Erdbereich, wir z.B. Aushub- Bohr- oder
Rammarbeiten.

2. Allgemeines

Versorgungsanlagen (Kabel, Leitungen, Rohre, etc.) sind nicht nur in öffentlichen
Wegen, Straßen und Plätzen, sondern auch in privaten Grundstücken (z. B. Gärten,
Wiesen, Felder1 Wälder) verlegt.

Die Verlegetiefe von Versorgungsleitungen beträgt in der Regel1 60 - 160 cm; 
abweichende, insbesondere. geringere Tiefen (sogar to - 20 cm) sind aus den 
verschiedensten Gründen, z.B. Niveauänderung, möglich. 

Vor Beginn von Erdarbeiten, hat sich der Unternehmer bei den Betreibern zu 
erkundigen, ob im Baustellenbereich Versorgungsleitungen vorhanden sind oder sein 
können. Gemeinsam mit den Betreibern sind ggf. die erforderlichen Schutz- und 
Sicherheitsmaß-nahmen festzulegen. 

Erdverlegte Kabel sind als unter Spannung stehend zu betrachten, wenn nicht durch 
den Betreiber die Spannungsfreiheit ausdrücklich vor Ort bestätigt wird. 

3. Maßnahmen VOR Beginn der Bauarbeiten

Der Unternehmer hat zur Vermeidung von Unfällen und Sachschäden vor Beginn der
Arbeiten zu ermitteln, ob Im vorgesehenen Arbeitsbereich Anlagen vorhanden sind.
(UVV ,,Bauarbeiten“, VBG 37, § 16 (1) und UVV ,,Bagger, Lader, Planiergeräte,
Schürfgeräte und Spezialmaschinen des „Erdbaues“ V8G 40, § 38)

Solche Anlagen im Sinne dieses Merkblattes sind erdverlegte Kabel und Leitungen 
einschließlich der dazugehörigen Muffen, Schutzabdeckungen, Schutzrohre usw. Dabei ist 
zu beachten, dass Rohre, Abdeckungen, Folien usw. nicht primär als mechanischer Schutz 
bei Aufgrabarbeiten dienen; ihre wesentliche Aufgabe besteht vielmehr darin, auf das 
Vorhandensein von Kabeln bei Tiefbauarbeiten aufmerksam zu machen. Der Unternehmer 
muss sich beim Betreiber erkundigen und anhand von Planunterlagen einweisen lassen 
über: 

• die Art
• die Lage und
• den Verlauf
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der Kabel. Dies kann durch die Aushändigung von Lageplänen und in besonderen 
Fällen durch eine zusätzliche Abstimmung vor Ort geschehen, wobei auch die 
erforderlichen Schutzmaßnahmen festzulegen sind. 
 
Für die Informationen zuständige Stellen können sein: Elektrizitäts-, Gas- und 
Wasser-versorgungsunternehmen,  Telekommunikationsunternehmen private  
Betreiber von Versorgungsanlagen, zuständige Behörden (z.B. Straßenbauamt). 
 
Nach der Einweisung sind, durch den Teilnehmer der Verlauf und möglichst die 
Tiefenlage des Kabels im Baubereich kenntlich zu machen. (z.B. 
Oberflächenmarkierung, Einmessen und Setzen von Pflöcken). Dabei ist zu 
beachten, dass über Kabeln keine spitzen Gegenstände in den Boden getrieben 
werden dürfen. 
 
Ist die genaue Lage eines Kabels nicht bekannt, so muss sie 

 
• durch von Hand anzulegende Suchschlitze (Suchgräben) oder 
• mit Hilfe von Kabelsuchgeräten 
 

festgestellt werden. Es ist auch auf seitlich  abgehende Kabel (z. B. Hausanschlüsse) 
zu achten. 
 
Ergeben sich bei der Kabelsuche Unstimmigkeiten oder Abweichungen, ist mit dem 
Betreiber Rücksprache zu nehmen. 
 
Der Unternehmer darf nach Ermittlung der Kabellage mit den Bauarbeiten erst beginnen, 
wenn 
• der Betreiber im Arbeitsbereich die Kabel spannungsfrei geschaltet hat oder, soweit 

Gründe gegen eine Freischaltung vorliegen. 
• bei unter Spannung  stehenden Kabeln, die mit dem Betreiber vereinbarten 

Schutzmaßnahmen (einschließlich geeigneter Arbeits- und Schutzkleidung und 
Verwendung sicherer Schutz- und Hilfsmittel) veranlasst und die Mitarbeiter vor Beginn 
der Arbeiten entsprechend unterwiesen wurden. 

 
Über eine Abschaltung von Kabeln im Arbeitsbereich entscheidet der Betreiber. 
 
In bestimmten Fällen kann nach Entscheidung des Betreibers auch die Anwesenheit 
bzw. Mitarbeit einer Fachkraft des Betreibers erforderlich sein. Die Anwesenheit 
eines Mitarbeiters des Betreibers an der Baustelle entbindet den Unternehmer nicht 
von seiner Verantwortung. 

 

4. Maßnahmen zur Freilegung der Kabel 

Nur bei Kenntnis der genauen Lage des Kabels ist Maschinenaushub zulässig. Ein 
Abstand von 30 cm zum Kabel darf in der Regel nicht unterschritten werden. 
Abweichungen hiervon sind mit dem Betreiber zu vereinbaren. 
Eine Hilfe zur Orientierung über den Kabelverlauf sind z.B. Markierungs- oder 
Warnbänder, Betonplatten, Schutzabdeckungen oder Sandbettungen. 
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In unmittelbarer Nähe von Kabeln dürfen nur Handarbeiten mit geeigneten 
(stumpfen) Werkzeugen  zum vorsichtigen Freilegen der Kabel durchgeführt werden. 

5. Maßnahmen an freigelegten Kabeln 

Grundsätzlich dürfen freigelegte Kabel in ihrer Lage nicht verändert werden.  
Sollte es dennoch erforderlich sein, so dürfen Lageänderungen der Kabel nur nach 
Rücksprache mit dem Betreiber und nur in Zusammenarbeit mit diesem 
vorgenommen werden. 
 
Kabel dürfen nicht als Standplatz oder Aufstiegshilfe benutzt oder anderweitig 
mechanischen Beanspruchungen ausgesetzt werden. 
Freigelegte Kabel sind nach Anweisung des Betreibers durch Abstützen, 
Unterbauen, Aufhängen,  Umlegen auf Konsolen, provisorische Abdeckung mit 
Bohlen, etc. zu sichern. 
Die Kabel sind so aufzuhängen, dass deren Mantel nicht beschädigt wird. 
Falls Kabel beschädigt wurden, ist - auch bei zunächst geringfügig erscheinender 
Beschädigung - sofort der Bereich abzusperren und der Betreiber zu informieren.  
Arbeiten an Kabeln (z.B. Aufnehmen, Umlegen, Hochhängen),  deren 
Spannungsfreiheit nicht ausdrücklich vom Betreiber bestätigt wurde, dürfen -außer- 
vom Betreiber selbst nur von Personen durchgeführt werden, die 
-   für solche Tätigkeiten unterwiesen und qualifiziert sind. 
-   die Weisung des Betreibers kennen und 
-   die festgelegte Schutzausrüstung benützen. 

6. Unvermutetes Antreffen von erdverlegten Kabeln 

Bei unvermutetem Antreffen erdverlegter Kabel sind die Bauarbeiten sofort zu 
unterbrechen, die Stelle ist deutlich zu markieren und zu sichern. 
Der Betreiber ist unverzüglich von Aufsichtführenden zu verständigen. 
Die weiteren Erd- und Bauarbeiten dürfen nur nach Weisung des Betreibers und 
gemäß Abschnitt 5 durchgeführt werden. 

7. Maßnahmen für das Wiederverlegen der Kabel 

Wenn freigelegte Kabel wieder verlegt werden, sind die Anweisungen des Betreibers zu 

beachten. Schutz- und Warneinrichtungen, z.B. Warnbänder, Abdeckplatten, sind wieder 

einzubauen. 

 

Vorschriften und Normen: 
1. Unfallverhütungsvorschriften 

Allgemeine Vorschriften (VUG 1) 
Elektrische Anlagen und Betriebsmittel (VBG 4) 
Bauarbeiten (VUG 37) 
Bagger, Lader, Planiergeräte, Schürfgeräte und Spezialmaschinen des Erdbaues. 
(Erdbaumaschinen (VBG 4.0) 

2. Merkblätter und Kabelschutzanweisungen der Elektrizitäts- Versorgungsunternehmen 
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Aufstellung bzw. Änderung eines Bebauungsplans - 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte  
 
der o. g. Bebauungsplanentwurf ist uns als Bündelungsstelle des Kreises Bergstraße im Rahmen der 
Behördenbeteiligung gemäß § 13a i. V. m. § 4 Abs. 2 BauGB übersandt worden. 
 
In Zusammenarbeit mit den von der vorgesehenen Nutzungsregelung berührten Fachbereichen un-
seres Hauses (Kreisausschuss und Landrat) geben wir hierzu folgende Stellungnahme gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB ab:  
 
 
Städtebau-, Bauplanungs- und Bauordnungsrecht 
 
1. Der Begründung zufolge dient die 8. Änderung der Entwicklung weiterer Gewerbeflächen für im 

Plangebiet bereits ansässige Firmen (siehe Kap. I.1.1). In den Teilbereichen GE1 und GE2 wurden 
in den vergangenen Jahren bereits Flächen in Anspruch genommen, die gemäß der aktuell gelten-
den Bebauungspläne "Am hohen Weg" (Nr. 16-00), dessen 1. Änderung (Nr. 16-01) und "Waisen-
stück II" (Nr. 47) nicht für eine bauliche Nutzung vorgesehen sind. Diese Inanspruchnahmen lassen 
sich durch die vorgesehene Bauleitplanung nicht vollständig legalisieren. Aktuell befinden sich zum 
Beispiel Lagerflächen in im Entwurf als "nicht überbaubare Fläche" oder als "Fläche zum Anpflan-
zen von Sträuchern" festgesetzten Bereichen, die der Hauptnutzung zuzurechnen und infolgedes-
sen allein innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig sind. Neben diesen nicht eingehaltenen 
zeichnerischen Festsetzungen wird auch die vorgesehene festgesetzte GRZ von 0,8 bereits jetzt 
auf einigen Grundstücken durch nicht genehmigte bauliche Anlagen überschritten, wie aus dem 
Bestandsplan ersichtlich wird. Auch die textliche Festsetzung A.8. zur Anlage eines mindestens 
drei Meter breiten Pflanzstreifens an der straßenseitigen Grundstücksgrenze (? – gemäß Begrün-
dung "entlang der äußeren Grundstücksgrenzen", siehe Kap. I.2.2) entspricht weitestgehend nicht 
der tatsächlichen Nutzung, so dass deren Realisierung in Frage steht. Eine nachträgliche Geneh-
migung dieser Nutzungen auf der Grundlage der aktuellen Entwurfsplanung ist folglich nicht mög-
lich. Wir empfehlen daher dringend eine Überarbeitung der Bauleitplanung und einen Abgleich der 
im Geltungsbereich des Entwurfs genehmigten Nutzungen mit dem tatsächlichen Bestand. 

 
2. Wir bitten um Beachtung, dass für die unter A.5. inhaltlich getroffene Festsetzung § 23 Abs. 5 

BauNVO als Ermächtigungsgrundlage dient. 
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3. Die textliche Festsetzung A.7. sollte dahingehend umformuliert werden, dass auch von der 

Genehmigung freigestellte Vorhaben nach § 64 HBO erfasst werden. 
 
4. Zur Vervollständigung der Begründung regen wir an, in Kap. I.1.3 Planungsvorgaben auch eine 

Abbildung des ebenfalls von der 8. Änderung betroffenen Bebauungsplans "Waisenstück II" 
einzufügen. 

 
Aufgrund der notwendigen Überarbeitung der Planunterlagen und der noch fehlenden Darlegung 
der Kompensation der überplanten Ausgleichsflächen bitten wir um Durchführung einer erneuten 
Beteiligung nach § 4a Abs. 3 BauGB. 
 
 
Untere Naturschutzbehörde 
 
Gegen die Änderung des Bebauungsplans bestehen bei Berücksichtigung und Kompensation der 
ursprünglich als Grünflächen festgesetzten Bereiche keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
KOMPENSATION: 
 
Die Bauleitplanung soll im beschleunigten Verfahren als Maßnahme der Innenentwicklung gemäß 
§ 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BauGB durchgeführt werden. 
 
Formale Voraussetzung für die Anwendung ist, dass nach den Festsetzungen des Bebauungsplans 
eine Grundfläche von weniger als 20.000 m² bebaut wird und dass durch den Plan keine Vorhaben 
begründet werden, die der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen 
und keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Schutzgütern gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB 
(FFH-/Vogelschutzgebiete) bestehen. Diese Voraussetzungen wurden in der Begründung dargestellt. 
 
In der Regel müssen naturschutzrechtliche Eingriffe bei einer zulässigen Grundfläche von weniger als 
20.000 Quadratmeter nicht ausgeglichen werden, da diese Eingriffe aufgrund der Aufstellung des Be-
bauungsplans als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig angesehen werden (§ 1a 
Abs. 3 S. 5 BauGB). Dies gilt jedoch nur dann, wenn Flächen bisher einer baulichen Prägung unterla-
gen, was vorliegend nur teilweise zutrifft. Laut Begründung (S. 8) ist für das Eingreifen auf ursprüng-
lich als Grünflächen festgesetzten Flächen eine entsprechende Kompensation für diese zusätzliche 
Inanspruchnahme naturschutzfachlich relevanter Flächen beabsichtigt. Gemäß vorliegender Bilanzie-
rung beläuft sich das Defizit auf 96.788 Biotopwertpunkte, welches über eine Ökokontomaßnahme der 
Ökoagentur des Landes Hessen (HLG) ausgeglichen werden soll. 
 
Die Darstellung von konkreten Maßnahmen bzw. eine Flächenauswahl liegt (noch) nicht vor. Bei den 
Angaben in der Begründung handelt es sich damit derzeit lediglich um eine Absichtserklärung. Für die 
Naturschutzbehörde ist bis dato daher nicht nachvollziehbar, auf welchen Flächen die Maßnahmen 
umgesetzt wurden, da aktuell die Zuordnung noch fehlt bzw. eine Freistellungserklärung der HLG/ 
Ökoagentur Hessen hinsichtlich einer befreienden Pflichtenübertragung im Rahmen der Eingriffsrege-
lung (noch) nicht vorgelegt wurde. 
Hinsichtlich der erforderlichen Sicherung von Kompensationsmaßnahmen weisen wir darauf hin, dass 
eine hinreichende Sicherung  v o r  Satzungsbeschluss erforderlich ist. 
 
ARTENSCHUTZ: 
 
Obwohl bei Bebauungsplänen der Innenentwicklung die Durchführung einer formalen Umweltprüfung 
und die Erstellung eines Umweltberichtes (unter o. g. Voraussetzungen) nicht erforderlich werden, 
sind die artenschutzrechtlichen Vorschriften (§§ 39, 44 BNatSchG) dennoch uneingeschränkt zu be-
achten. 
 
Gemäß einer artenschutzrechtlichen Potenzialabschätzung wurden unter Ziffer I.1.11 der Begründung 
artenschutzrechtlich erforderliche Maßnahmen formuliert, die in die Festsetzungen/ Hinweise des Be-
bauungsplans aufgenommen wurden. Damit kann davon ausgegangen werden, dass die artenschutz-
rechtlichen Belange im Bauleitplanverfahren hinreichend Berücksichtigung fanden. 
 
SONSTIGES: 
 
Laut Begründung ist entlang der äußeren Grundstücksgrenzen ein mindestens 3,00 Meter breiter 
Streifen mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. In den textlichen Festsetzungen wird dies jedoch 
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auf "entlang der straßenseitigen Grenze" reduziert. Wir bitten um Überprüfung und ggf. Korrektur. 
 
Wir empfehlen, unter Ziffer II. Planverfahren und Abwägung, S. 28 - 4. Absatz, bzgl. der Eingriffs-/ 
Ausgleichbilanzierung eine Erläuterung mit aufzunehmen, warum in diesem Fall dennoch eine Kom-
pensation erforderlich wird. 
 
Gemäß § 4 Abs. 2 HAGBNatSchG sind die relevanten Daten für das Naturschutzinformationssystem 
des Landes (NATUREG) auch von den Kommunen zu übermitteln. Wir bitten, uns die Daten gemäß 
der im "Pflichtenheft Bauleitplanungskataster zur Übermittlung digital erstellter Pläne" (i. d. F. vom 
22.04.2021) genannten inhaltlichen und formalen Anforderungen zu übergeben. 
 
Im Naturschutzinformationssystem (NATUREG) ist auch die Umsetzung der Maßnahmen zu doku-
mentieren. Wir bitten Sie daher, die erfolgte Umsetzung der von der Stadt durchzuführenden Maßnah-
men und der ggf. von der Stadt an Dritte übertragenen Maßnahmen seitens der Stadt zeitnah direkt 
an die Untere Naturschutzbehörde zu melden, damit die erfolgte Umsetzung der sich aus dem Bebau-
ungsplan ergebenden Ausgleichsverpflichtungen im Naturschutzregister bestätigt werden kann. 
 
Wir weisen darauf hin, dass es sich bei dem Naturschutzinformationssystem NATUREG um ein öffent-
lich einsehbares Register handelt. 
 
 
Untere Wasserbehörde 
  
Die wasserrechtlichen und wasserwirtschaftlichen Belange sind in ausreichendem Maße berücksich-
tigt. 
Wir bitten um folgende Ergänzung: 
  
Niederschlagswasser 
 
Der Bemessungsgrundwasserstand für Versickerungsanlagen ist mit 87,50 m ü NN anzugeben. Die 
Sohle der Versickerungsanlage darf daher nicht tiefer als 88,50 m ü NN zum Liegen kommen. 
Dies ist in den Textlichen Festsetzungen unter D.6.1 zu ändern. Die Angaben in den Textlichen Fest-
setzung und der Begründung widersprechen sich an dieser Stelle. 
  
Gartenbrunnen 
 
Auf die Errichtung von Gartenbrunnen sollte aufgrund der unmittelbaren Nähe des Plangebietes zur 
Fahnenspitze der Schadstofffahne des Schadensfalls „Chemische Reinigung Müller“ insbesondere im 
Hinblick auf die mögliche weitere Verlagerung der Schadstofffracht entlang der Grundwasserfließrich-
tung verzichtet werden. 
  
Grundwasserhaltung 
 
Auf die Durchführung temporärer Grundwasserhaltungsmaßnahmen ist zu verzichten, wenn aufgrund 
der unmittelbaren Nähe zur Schadstofffahne des Schadensfalls „Chemische Reinigung Müller“ eine 
mögliche weitere Verlagerung der Schadstofffracht zu befürchten ist. 
  
Geothermie 
 
Die Nutzung der oberflächennahen Geothermie ist im Plangebiet grundsätzlich möglich. 
 
Die aktuellen „Anforderungen des Gewässerschutzes an Erdwärmesonden“ sind im Erlass des Hessi-
schen Ministeriums für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 21.03.2014 
(StAnz. 17/2014, S. 383) festgelegt. Diese sind vollständig zu beachten. 
 
Ebenso sind alle im Leitfaden „Erdwärmenutzung in Hessen“ (6. Auflage) aufgeführten technischen 
Anforderungen an Bauausführung und Betrieb einzuhalten. Alle weiteren dort aufgeführten Auflagen 
und Hinweise zu beachten. 
 
Der Leitfaden steht auf der Internetseite des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und 
Geologie (HLNUG) zum Download zur Verfügung. 
 
Bei Bohrungen über 100 Metern Tiefe ist die Bergaufsicht des Regierungspräsidiums Darmstadt zu 
beteiligen. Zusätzlich ist nach dem Standortsicherungsgesetz eine hydrogeologische Stellungnahme 
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des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie einzuholen und es ist das 
Einvernehmen mit dem Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit herzustellen. 
 
 
Landwirtschaft 
 
Mit der Änderung des Bebauungsplans sollen die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Erweiterung eines ansässigen Gewerbebetriebes in der Gemeinde Biblis geschaffen werden. 
 
Die Erweiterungsfläche ist im Regionalplan Süd als „Vorranggebiet Industrie und Gewerbe“ und ich 
wirksamen Flächennutzungsplan als „Gewerbliche Baufläche“ ausgewiesen. Die Größe des Plange-
biets beträgt ca. 4,8 ha. 
 
Aus Sicht des öffentlichen Belangs Landwirtschaft/Feldflur handelt es sich bei der Erweiterungsfläche 
nicht um landwirtschaftlich genutzten Boden, sodass wir keine Bedenken/Anregungen vortragen. Das 
Biotopwertdefizit wird durch Zuordnung vorlaufender Ersatzmaßnahmen aus den Ökokonten der 
Hessischen Landgesellschaft mbH kompensiert. 
  
 
Denkmalschutz 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind keine Kulturdenkmäler nach § 2 Abs. 1 und § 2 Abs. 3 
Hess. Denkmalschutzgesetz (HDSchG) bekannt. Ob Bodendenkmäler nach § 2 Abs. 2 HDSchG im 
Geltungsbereich bekannt oder zu erwarten sind, bitten wir, der Stellungnahme von 
hessenARCHÄOLOGIE zu entnehmen. 
  
 
Gefahrenabwehr – Brandschutz 
 
Unter Heranziehung von Anlage 3 der vfdb-Richtlinie 01/01-S1:2012:11 (01) nehmen wir wie folgt 
Stellung. 
 
Zu den allgemeinen Angaben 
 
Keine weiterführenden Hinweise zum aktuellen Planungszeitpunkt. 
 
Zum baulichen Brandschutz 
 
 Hinsichtlich Objektplanung betreffend (siehe textliche Festsetzungen sowie Kennzeichnungen, 

Hinweise und Empfehlungen: Löschwasserversorgung Rettungswege, Seite 11) ergibt sich ein 
Hinweis auf die einschlägige Rechtsvorschrift Anhang HE 1 H-VV TB. Dieser stellt erweiterte 
Anforderungen zur DIN 14090. 
 Wir empfehlen, die vorgenannten Textstellen in den textlichen Festsetzungen der DIN 14090 

mit dem Anhang HE 1 H-VV TB anzupassen. 
 
 Sofern sich Nutzungseinheiten mit anleiterbaren Stellen mit mehr als 8,00 m über der Gelände-

oberkante ergeben (siehe Bebauungsplan: maximale Höhe baulicher Anlagen = 12,50 m), ergibt 
sich ein Hinweis betreffend auf die Leistungsfähigkeit der Feuerwehr, im Rahmen der Sicher-
stellung des zweiten Rettungsweges über Rettungsgeräte der Feuerwehr. 

 Wir verweisen auf die eingeschränkte Leistungsfähigkeit der Feuerwehr Biblis zur Sicherstellung 
des zweiten Rettungsweges über Rettungsgeräte der Feuerwehr, da diese nicht über ein Hubret-
tungsfahrzeug verfügt, siehe § 36 HBO. 

 
Zum anlagentechnischen Brandschutz 
 
Keine weiterführenden Hinweise zum aktuellen Planungszeitpunkt. 
 
Zum organisatorischen (betrieblichen) Brandschutz 
 
Keine weiterführenden Hinweise zum aktuellen Planungszeitpunkt. 
 
Zum abwehrenden Brandschutz 
 
 Hinsichtlich einer ausreichenden Löschwasserversorgung (siehe Textliche Festsetzungen sowie 
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Hinweise und Empfehlungen C.3. Löschwasserversorgung und Rettungswege, Seite 10) ergibt 
sich der Hinweis auf die tatsächliche Ausführung der Löschwasserversorgung. 

 Wir empfehlen, eine den örtlichen Verhältnissen und der geplanten Nutzung und Geschossflä-
chenzahl der Bebauung angemessene Löschwassermenge von mindestens 96 m³/h für einen 
Zeitraum von 2 Stunden in die Hinweise und Empfehlungen der textlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplans mit aufzunehmen (vgl. §3 Abs.1 Nr.4 HBKG). 

 
 Hinsichtlich der Lage des Plangebietes in einem Risiko-Überschwemmungsgebiet (siehe textliche 

Festsetzungen sowie Kennzeichnungen, Hinweise und Empfehlungen: C.1.2. 
Überschwemmungsgefahr, Seite 9) ergibt sich ein Hinweis zur Lagerung von wassergefährdenden 
flüssigen Brennstoffen. 

 Wir empfehlen, den Hinweis auf Prüfung der einschlägigen Rechtsvorschriften mit unmittelbarem 
Bezug, im Speziellen auf Anlage A 1.2.8/7 H-VV TB, in die Hinweise und Empfehlungen der 
textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans mit aufzunehmen. 

 
 Nach § 3 Abs. 5 HBKG sind alle Gemeinden verpflichtet die Warnung ihrer Bevölkerung sicherzu-

stellen. Zuverlässig geschieht das durch Sirenen, die durch die gemeinsame Leitstelle für Brand-
schutz, Allgemeine Hilfe, Katastrophenschutz und Rettungsdienst des Kreis Bergstraße (vgl. § 4 
Abs. 1, Nr. 6 HBKG) angesteuert werden. 
Wir empfehlen daher, die Abdeckung durch die in Ihrer Gemeinde vorhandenen Sirenen zu über-
prüfen und bei Bedarf auf das Planungsgebiet zu erweitern. 

 
Zu Methoden des Brandschutzingenieurwesens 
 
Keine weiterführenden Hinweise zum aktuellen Planungszeitpunkt. 
 
Zu Abweichungen / Erleichterungen 
 
Keine weiterführenden Hinweise zum aktuellen Planungszeitpunkt. 
 
Zitierte Rechtsquellen 
 
- Hessische Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen (H-VV TB) 
- Hessische Bauordnung (HBO) vom 28. Mai 2018 
- Hessisches Gesetz über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz 

(Hessisches Brand- und Katastrophenschutzgesetz – HBKG) 
- vfdb-Richtlinie 01/01-S1 : 2012-11 (01) Brandschutzkonzept / Ergänzung S1: Abschnitt 10: Anhang 

3 – Beteiligung der Brandschutzdienststellen bei der Prüfung des Brandschutznachweises 
 
 
Seitens der ebenfalls beteiligten Fachbereiche Untere Bauaufsicht, Grundsatz und Kreisentwick-
lung sowie Öffentlicher Personennahverkehr & Mobilität werden keine weiteren Belange oder 
Anregungen zum Entwurf vorgebracht. 
 
Um Beachtung der Ihnen bekannten Hinweise zum Bebauungsplankataster (Bürger-GIS) wird weiter-
hin gebeten. Ergänzende Informationen und Anleitungen können Sie dem "Pflichtenheft Bauleitpla-
nungskataster" entnehmen, das unter dem folgenden Link zum Download bereitsteht: 
http://buergergis.kreis.bergstrasse.de/bauleitplanungskataster/.  
 
Für Rückfragen Ihrerseits stehen wir gerne zur Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
Im Auftrag  
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Aufstellung bzw. Änderung eines Bebauungsplans - 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte  
 
zum o. g. Verfahren hat unser Fachbereich Klimaschutz – Grundsatz und Kreisentwicklung noch 
die untenstehende Stellungnahme abgegeben. Wir bitten, diese trotz Fristablaufs im weiteren Verfah-
ren zu berücksichtigen. 
 
 
Klimaschutz – Grundsatz und Kreisentwicklung  
 
Nach § 1a Abs. 5 BauGB sollte den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die 
dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel 
dienen, Rechnung getragen werden. 
 
Daher bitten wir zu prüfen, inwiefern Hinweise/ Empfehlungen und/oder Festsetzungen hinsichtlich 
des Klimaschutzes und von Klimafolgenanpassungsmaßnahmen in den Bebauungsplan aufgenom-
men werden können. Als Grundlage dafür können einige Paragraphen aus dem BauGB und anderen 
Richtlinien/Verordnungen herangezogen werden. 
 
Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB kann festgelegt werden, dass die Kompaktheit der Gebäude, 
also ein günstiges Verhältnis von Gebäudefläche zum beheizbaren Gebäudevolumen (A/V-Verhältnis) 
und die Baukörperstellung auf das Ziel einer Erhöhung der Energieeffizienz hin zu optimieren sind. 
Diese Möglichkeit sollte genutzt werden. 
 
Auf Grund von § 1 Abs. 7f BauGB ist die Ausrichtung und Neigung von Dachflächen auf eine optimale 
Solarausbeute hin vorzunehmen. Es sollen Photovoltaik und/oder Solarthermie in das Energiekonzept 
der Neubauten einbezogen werden, darüber hinaus wird empfohlen, angemessen dimensionierte 
Speicher zu installieren. 
 
Auf Grund von § 1 Abs. 7e, f BauGB sowie § 3 Abs. 1 EEWärmeG wird empfohlen, ein modernes 
bedarfsgerechtes Heizsystem (z. B. Wärmepumpen, Pelletheizungen) mit einer mindestens anteiligen 
Einbindung erneuerbarer Energien einzusetzen. 
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Ladeinfrastruktur 
 
Es wird angeregt im Sinne von § 1 Abs. 6 BauGB, die Belange der Elektromobilität zu berücksichtigen. 
Dies gilt insbesondere für die Trassenauslegung der Stromversorgung sowie die Strombedarfsberech-
nung der geplanten Grundstücke. Garagen oder Stellplätze sollten eine ausreichende Anzahl von 
Plätzen haben, die über einen Anschluss an Ladestationen für Elektrofahrzeuge verfügen. 
 
Klimaanpassung 
 
Gemäß der Strategie zur Anpassung an den Klimawandel in Hessen sind für Baustoffe und Konstruk-
tion die Kräfte wie u. a. Starkwind, hohe Temperaturen, starke Temperaturschwankungen, heftige 
Niederschläge, welche auf die Bausubstanz wirken, zu berücksichtigen. 
 
Nach § 1 Abs. 7c BauGB sind negative Auswirkungen auf Menschen und Gesundheit zu vermeiden. 
Beispielsweise kann durch Dach- und Fassadenbegrünung, bedarfsgerechte Verschattung und die 
Wahl heller Gebäudeoberflächen einer Überhitzung der Gebäude und des umgebenden Mikroklimas 
entgegengewirkt werden. Das gilt auch für Carports („überdachte Stellplätze“). Folgende Festsetzung 
wird empfohlen: „Dächer auf Garagen und Carports sind dauerhaft extensiv zu begrünen.“ 
 
Über §13a BauGB lassen sich ggf. Vorgaben ableiten, welche die Flächenversiegelung auf ein not-
wendiges Maß reduzieren. Gegenläufigen Entwicklungen sollte durch eine entsprechende Festset-
zung entgegengewirkt werden. 
 
Für ein Entwässerungskonzept wird angeregt, dass das auf den Dächern anfallende Regenwasser in 
Zisternen gesammelt und der Brauchwassernutzung zugeführt wird. Das Mindestvolumen der Zister-
nen sollte 1 cbm / 75 m² Dachfläche betragen. Die Zisternen sind mit Überlauf an den öffentlichen 
Regenabwasserkanal anzuschließen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
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EWR Netz GmbH  Klosterstraße 16  67547 Worms Ihr(e) Ansprechpartner(in):  

 

 

Abteilung: Leitungsauskunft 

Schweiger und Scholz Ingenieurpartnerschaft 

Goethestraße 11 

64625 Bensheim 

 

Telefon: 06241 848-512 

Fax: 06241 848-476 

E-Mail-Adresse: Leitungsauskunft@ewr-netz.de 

Datum/Zeichen: 30.03.2022 /AM-NF-ND/…. 
  

 

 

 

 

 

Ausgabe von Bestandsplänen für den Bereich: 
 

Biblis – Gewerbestraße / Beim Kreuz - BBP Nr. 16 "Am Hohen Weg“ (4 DIN A1 Pläne) 

 

Sie erhalten Bestandspläne der Versorgungssparten zu Ihrer 

□ Baumaßnahme   X Planungsmaßnahme: 

X  Strom Niederspannung  

X Strom Straßenbeleuchtung 

X Strom Hoch- und Mittelspannung mit Fernwirk 

X Telekommunikation 

□ Gas 

□ Wasser 

□ Fernwärme 

□ keine unterirdischen Versorgungsleitungen, nur Freileitung 

 

Bitte beachten Sie beim Ausdruck von PDF-Dateien, dass es bei der Nutzung von älteren Druckern bzw. Dru-

ckertreibern zu Darstellungsabweichungen kommen kann. 

 

Hinweise bei Erdarbeiten: 
Vor Beginn der Erdarbeiten hat sich der Bauausführende über Lage und Verlegetiefe der Leitungen, Schächte 

oder sonstigen Bauteile der EWR Netz GmbH anhand der vorhandenen Pläne und Skizzen sowie fachgerechter 

Erkundungsmaßnahmen, z. B. Ortung, Querschläge, Suchschlitze o. ä. Gewissheit zu verschaffen. 

Bestandspläne können von der tatsächlichen Lage der Leitungen abweichen. Deshalb sind Erdarbeiten im Be-

reich verlegter Leitungen und in weiterer sensibler Umgebung ausschließlich in Handschachtung durchzufüh-

ren. 

Das Leitungsnetz ist ständiger Veränderung unterworfen und Bestandspläne können innerhalb kürzester Zeit 

nicht mehr dem neuesten Stand entsprechen. 

Für Abweichungen des Leitungsverlaufs von den Bestandsunterlagen wird nur bei Vorsatz oder grober Fahrläs-

sigkeit gehaftet. 
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Die Leitungsschutzanweisung wurde ausgehändigt und muss beachtet werden! 

 

Mindestens zwei Arbeitstage vor Beginn der Erdarbeiten informieren Sie bitte unsere  

Regionalteams des Standortes Worms über die zentrale Rufnummer 06241 848-225. 

 

Die Information unserer Regionalteams oder die Anwesenheit unserer Mitarbeiter auf der Baustelle entbinden 

nicht von der Sorgfaltspflicht und Haftung bei Beschädigung unserer Anlagen. 

 

 

Freundliche Grüße 

 

EWR Netz GmbH, Standort Worms 

 

Abteilung Netzdokumentation 
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Grundlagen der Anweisung 

Überall in der Erde können Versorgungsanlagen liegen. Eine Beschädigung führt zu Unterbrechungen in der 

Versorgung mit Energie, Wasser sowie Telekommunikation. Damit wird immer auch das Interesse an einer un-

gestörten Funktion schwer in Mitleidenschaft gezogen. Außerdem befinden sich Personen, die eine Gasleitung 

oder ein unter Spannung stehendes Stromkabel beschädigen, in unmittelbarer Lebensgefahr. 

Deshalb: Vorsichtig bei Erdarbeiten jeder Art!! 

Insbesondere bei Aufgrabungen, Baggerarbeiten, Bohrungen und Pressungen, Setzen von Masten und Stan-

gen, Eintreiben von Pfählen und Spundwänden muss man damit rechnen, auf Kabel und Rohre zu stoßen und 

diese zu beschädigen. 

 

Allgemeine Pflichten des Bauunternehmers 

Jeder Bauunternehmer hat bei der Durchführung der ihm übertragenen Bauarbeiten in öffentlichen und priva-

ten Grundstücken mit dem Vorhandensein unterirdisch verlegter Versorgungsanlagen zu rechnen und die er-

forderliche Sorgfalt zu wahren, um deren Beschädigungen zu verhindern. 

Die Anwesenheit eines EWR-Beauftragten an der Baustelle lässt die Eigenverantwortlichkeit des Bauunterneh-

mers in Bezug auf die von ihm verursachten Schäden unberührt. 

Die jeweils gültigen gesetzlichen Vorschriften (z.B. Landesbauordnung, Baugesetzbuch) und das geltende tech-
nische Regelwerk (z.B. DVGW GW 315, GW 118, VDE S 118) sind zu beachten. Abhängig vom Bauverfahren und 

der Annäherung an Versorgungsanlagen sind Leitungssicherungsmaßnahmen entsprechend den allgemein gül-

tigen technischen Regeln oder in Abstimmung mit dem Leitungsnetzbetreiber erforderlich. 

 

Erkundigungspflicht 

Im Hinblick auf die Erkundigungs- und Sicherungspflicht von Bauunternehmen bei der Durchführung von Bau-

arbeiten ist unmittelbar vor Beginn der Arbeiten bei den Versorgungsunternehmen eine aktuelle Auskunft 

über die Lage der im Bau- bzw. Aufgrabungsbereich liegenden Versorgungsanlagen einzuholen. Informationen 

über die zuständigen Versorgungsunternehmen können beim Baulastträger bzw. beim Grundstückseigentümer 

erfragt werden. 

Bitte beachten Sie auch, dass nicht nur die EWR Netz GmbH als Verteilnetzbetreiber Leitungen im angefragten 

Bereich besitzt, sondern auch Leitungen anderer Leitungsbetreiber vorhanden sein können (z.B. Gashoch-

druckleitungen, Mittel-und Hochspannungskabel, Kommunikationskabel, Privatkabel von Energieeinspeisun-

gen). 
Erkundigungen über die Lage von EWR-Leitungen an anderer Stelle sind nicht ausreichend. Es spielt dabei 

keine Rolle, ob im privaten oder öffentlichen Grund gearbeitet wird. 

 

Lage der Versorgungsanlagen 

Die Überdeckung unserer Versorgungsanlagen beträgt im Regelfall bei 

 Stromkabel: 0,6 – 1,5 Meter 

 Gasleitungen: 0,6 – 1,5 Meter 

 Wasserleitungen: 1,0 – 1,8 Meter 

Die Deckungen können allerdings auch abweichen, da sich die vorstehenden Angaben auf den Verlegezeit-

punkt beziehen und nachträgliche Niveauänderungen nicht berücksichtigen. 
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Angaben über die Lage von Versorgungsanlagen 

Angaben über die Lage der Versorgungsanlagen sind unverbindlich und entbinden die bauausführende Firma 

nicht von der Pflicht, die tatsächliche Lage der Leitung per Handschachtung zu ermitteln. Dies gilt grundsätzlich 

auch bei grabenloser Bauweise. Rohrleitungen oder Kabel sind ohne Abdeckung im Boden verlegt und haben 

somit gegen mechanische Beschädigungen keinen besonderen Schutz. Rohrleitungen mit Stemm- und 

Schraubmuffen sind nicht zugfest verbunden. Sie sind deshalb an den Enden bzw. an Richtungsänderungen 
gegen das Erdreich abgespannt (Achtung Widerlager). 

Armaturen, Straßenkappen, Schachtdeckel und sonstige zur Versorgungsanlage gehörende Einrichtungen müs-

sen stets zugänglich bleiben. Hinweisschilder oder andere Markierungen dürfen ohne Zustimmung des Versor-

gungsunternehmens nicht verdeckt werden. 

Werden Versorgungsanlagen oder Warnbänder an Stellen, die in keinem Plan eingezeichnet sind, angetroffen 

bzw. freigelegt, so ist der Betreiber der Versorgungsanlage unverzüglich zu ermitteln und zu verständigen. Die 

Arbeiten sind in diesem Bereich zu unterbrechen, bis mit dem zuständigen Versorgungsunternehmen Einver-

nehmen über das weitere Vorgehen hergestellt ist. 

Darüber hinaus sind insbesondere folgende Punkte zu beachten: 

 Die Maßangaben in den Bestandsplänen sind in Metern angegeben. 

 Die Entnahme von Maßen durch Abgreifen aus den Plänen ist nicht zulässig. 

 Hinweise zu Fremdleitungen erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit. 

 Die Planunterlagen sind nur Tagesaktuell gültig! 

 

Beschädigungen sind sofort dem Versorgungsunternehmen zu melden! 

Beschädigungen von Versorgungsanlagen sind sofort und unmittelbar der EWR Netzleitstelle zu melden. 

Wenn eine Rohrleitung so beschädigt worden ist, dass der Inhalt austritt, sind sofort alle erforderlichen Vor-

kehrungen zur Verringerung von Gefahren zu treffen. 

 

Vorsicht: 

Bei ausströmendem Gas besteht Brand- und Explosionsgefahr! 

Zündquellen vermeiden 
 

Strafrechtliche Konsequenzen und Schadensersatzansprüche 

Verstöße eines Unternehmers gegen die obliegende Erkundigungs- und Sorgfaltspflicht führen im Schadensfall 

zu einer Schadensersatzverpflichtung nach § 823 BGB und können darüber hinaus auch mit strafrechtlichen 
Konsequenzen verbunden sein. 

 

Wichtige Telefonnummern: 

Zentrale Servicenummer der Regionalteams: 06241 848-225 

Netzauskunft: 06241 848-512; E-Mail-Adresse: Leitungsauskunft@ewr-netz.de 
 

Bei Schäden an Versorgungsanlagen ist unverzüglich die Netzleitstelle der EWR Netz GmbH zu in-

formieren. Telefon: 06241 848-860 für Strom, Gas und Wasser. 

mailto:Leitungsauskunft@ewr-netz.de
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Bitte beachten Sie bei der Nutzung von PDF-Plänen folgende Hinweise: 

� Dem Datennutzer ist die Nutzung des zur Verfügung gestellten Planwerks ausschließlich für die ange-

gebene Baumaßnahme gestattet. Er sichert die vertrauliche Behandlung des Planwerks zu. Er ver-

pflichtet sich, das Planwerk weder ganz noch teilweise zu vervielfältigen. Nach Abschluss der Bau-

maßnahmen ist das Planwerk zu vernichten. 

� Der Datennutzer verpflichtet sich, das Planwerk nicht missbräuchlich und nur im Rahmen des ver-

traglichen Zwecks zu nutzen. Er wird insbesondere keine Handlungen vornehmen die Urheberrechte 

verletzen. 

� Hinsichtlich der Katasterdaten bestehen Urheberrechte seitens der Vermessungs- und Katasterver-

waltungen Rheinland-Pfalz und Hessen. Eine separierte Darstellung und Nutzung dieser Daten ist 
nicht zulässig. 

� Datennutzern ist eine entgeltliche oder gewerbliche Verwertung des Planwerks, in welcher Form 

auch immer, strikt untersagt. 

� Das Risiko einer Manipulation der von EWR übertragenen Daten durch Dritte trägt der Datennutzer. 

� Erfolgt der Ausdruck des Planwerks durch den Datennutzer, ist dieser zur anschließenden Überprü-

fung des Ausdrucks verpflichtet. Bei der Kontrolle hat der Datennutzer zu prüfen, ob der Ausdruck 

des Planwerks mit der Bildschirmdarstellung übereinstimmt. Insbesondere hat er dafür Sorge zu tra-

gen, dass Maßzahlen des Planwerks lesbar sind, da je nach Druckqualität und eingesetzter Drucker-

software Abweichungen zum bereitgestellten Original auftreten können. 

� Der Datennutzer hat dafür Sorge zu tragen, dass im Vorfeld anstehender Baumaßnahmen seine Mit-
arbeiter oder Subunternehmer über den Inhalt des Planwerks unterwiesen und hierüber in Kenntnis 

gesetzt werden. Der Datennutzer hat über den gesamten Zeitraum der Baumaßnahme seine Mitar-

beiter oder den Subunternehmer darauf hin zu kontrollieren, ob diese die Inhalte des Planwerks bei 

den Baumaßnahmen berücksichtigen. 

EWR weist noch einmal ausdrücklich darauf hin, dass die in dem Planwerk enthaltenen Angaben und 

Maßzahlen hinsichtlich Lage und Verlegungstiefe der Versorgungsanlagen unverbindlich sind. EWR ist 

nicht verpflichtet, Informationen von Dritten auf ihre Richtigkeit und Vollständigkeit hin zu überprü-

fen. Der Datennutzer muss daher mit Abweichungen rechnen. 

� Der Datennutzer hat bei etwaigen Unklarheiten über den Inhalt oder Umfang des Planwerks unver-

züglich die nachstehend genannte Stelle zu kontaktieren und diese über die fraglichen Punkte in 
Kenntnis zu setzen. 

Leitungsauskunft des Standortes Worms: Tel. 06241 848-512 

E-Mail-Adresse des Standortes Worms: Leitungsauskunft@ewr-netz.de 

 

Allgemeiner Hinweise 

� Auch in konzessionierten Gebieten muss mit Leitungen und Kabel anderer Versorgungsträger ge-

rechnet werden! Konzessionen und Zuständigkeiten für die Betriebs- und Netzdatenführung können 

kurzfristig wechseln.  

� Informationen über mögliche Leitungsbetreiber erhalten Sie bei der zuständigen Gemeinde- bzw. 

Stadtverwaltung. 

� Die Planunterlagen sind immer nur Tagesaktuell gültig! 

� Dieses PDF beinhaltet lediglich Leitungsinformationen des Standortes Worms der EWR Netz GmbH. 

Unterlagen des Standortes Alzey (früher e-rp) müssen gesondert abgefragt werden! 
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Gas: 

HGD Hochdruckleitung Gas, Druckstufe z. B. PN 16 Darstellungsfarbe PINK 

VGM Versorgungsleitung Gas Mitteldruck Darstellungsfarbe ROT 

VG Versorgungsleitung Gas Niederdruck Darstellungsfarbe DUNKELORANGE 

Leitungen tot, außer Betrieb oder stillgelegt Darstellungsfarbe BRAUN 

 

Wasser: 

HW Wasserleitung Darstellungsfarbe BLAU 

VW Versorgungsleitung Wasser Darstellungsfarbe BLAU 

FLUWA Flusswasserleitung Darstellungsfarbe GRÜN 

Leitungen tot, außer Betrieb oder stillgelegt Darstellungsfarbe BRAUN 

 

Strom: 

HS Hochspannungsleitungen Darstellungsfarbe LILA 

MS Mittelspannungsleitungen Darstellungsfarbe ROT 

NS Niederspannungsleitungen Darstellungsfarbe BLAU 

FW Fernwirkleitungen Darstellungsfarbe GRÜN 

SB Straßenbeleuchtungsleitungen Darstellungsfarbe MAGENTA 

AS Allgemeine Stromebene Darstellungsfarbe HELLGRÜN 

Leitungen außer Betrieb oder stillgelegt Darstellungsfarbe BRAUN 

 

Telekommunikation: 

Telco Telekommunikationstrassen Darstellungsfarbe TÜRKIS 

AS Allgemeine Stromebene Darstellungsfarbe HELLGRÜN 

Leitungen außer Betrieb oder stillgelegt Darstellungsfarbe BRAUN 

 

Fernwärme: 

KMR Rücklauf Darstellungsfarbe BLAU 

KMR Vorlauf Darstellungsfarbe ROT 
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 abweichenund sind auf ihre Übereinstimmung mit dem Arbeitsbereich vor Ort zu überprüfen. Die Maße sind in Meter angegeben.
 zumTeil angegeben. Für die jeweiligen Versorgungsleitungen bestehen getrennte Pläne. Die Planunterlagen können von der tatsächlichen Lage
 Alle Eintragungen sind unverbindlich. Die genaue Lage der Leitungen ist durch Handschachtung festzustellen. Hausanschlussleitungen sind nur

 werden.  !!Achtung!! Bei Schäden sofort EWR Netz GmbH anrufen Tel Nr. 06241 - 848 860
 Die Entnahme von maßen durch Abgreifen aus dem Plan ist nicht zulässig! Die Leitungsschutzanweisung wurde ausgehändigt und muss beachtet 
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 abweichenund sind auf ihre Übereinstimmung mit dem Arbeitsbereich vor Ort zu überprüfen. Die Maße sind in Meter angegeben.
 zumTeil angegeben. Für die jeweiligen Versorgungsleitungen bestehen getrennte Pläne. Die Planunterlagen können von der tatsächlichen Lage
 Alle Eintragungen sind unverbindlich. Die genaue Lage der Leitungen ist durch Handschachtung festzustellen. Hausanschlussleitungen sind nur

 werden.  !!Achtung!! Bei Schäden sofort EWR Netz GmbH anrufen Tel Nr. 06241 - 848 860
 Die Entnahme von maßen durch Abgreifen aus dem Plan ist nicht zulässig! Die Leitungsschutzanweisung wurde ausgehändigt und muss beachtet 
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 abweichenund sind auf ihre Übereinstimmung mit dem Arbeitsbereich vor Ort zu überprüfen. Die Maße sind in Meter angegeben.
 zumTeil angegeben. Für die jeweiligen Versorgungsleitungen bestehen getrennte Pläne. Die Planunterlagen können von der tatsächlichen Lage
 Alle Eintragungen sind unverbindlich. Die genaue Lage der Leitungen ist durch Handschachtung festzustellen. Hausanschlussleitungen sind nur

 werden.  !!Achtung!! Bei Schäden sofort EWR Netz GmbH anrufen Tel Nr. 06241 - 848 860
 Die Entnahme von maßen durch Abgreifen aus dem Plan ist nicht zulässig! Die Leitungsschutzanweisung wurde ausgehändigt und muss beachtet 
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Hessen Mobil 
Straßen- und Verkehrsmanagement 
 
Darmstadt 

 

 

 
 

Hessen Mobil Telefon: (06151) 3306 0 Landesbank Hessen-Thüringen Kto. Nr.: 1000 512 

Groß-Gerauer Weg 4 Fax: (06151) 3306 3150 Zahlungen: HCC-Hessen Mobil BLZ: 500 500 00 

64295 Darmstadt USt-IdNr.: DE811700237 St.-Nr.: 043/226/03501 

www.mobil.hessen.de BIC: HELADEFFXXX IBAN-Nr.: DE 67 500 500 00000 1000 512 EORI-Nr.: DE1653547 

 
Hessen Mobil – Straßen- und Verkehrsmanagement 
Postfach 100763. 64207 Darmstadt 

 Aktenzeichen 34-c-2_BV-15.03.01-Ba_2022-027453 

 
Schwieger +Scholz mbB  
Goethestraße 11 
D-64625 Bensheim 

 Bearbeiter/in 

Telefon 

Fax 

E-Mail 

Datum 25. April 2022 

 

Bauleitplanung der Gemeinde Biblis  

Bebauungsplan Nr. 16 „Am Hohen Weg“ 

hier: Stellungnahme im Rahmen der Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

Ihre E-Mail vom 22. März 2022  

 

Sehr geehrt 

 

gegen die oben genannte Bauleitplanung bestehen seitens Hessen Mobil 
grundsätzlich keine Einwände. Die äußere verkehrliche Erschließung des 
Plangebietes wird derzeit als gesichert angesehen. 
 
Folgender fachlicher Hinweis ist im weiteren Planungsverlauf allerdings unbedingt 
zu berücksichtigen: 
 

 Gegen den Straßenbaulastträger von klassifizierten Straßen bestehen keine 
Ansprüche auf Durchführung von Schutzmaßnahmen aufgrund des 
BlmSchG. 
 

Bei angedachter Veröffentlichung dieses Schreibens widerspricht Hessen Mobil 
ausdrücklich der Herausgabe personenbezogener Daten. 
 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

 

 







Regierungspräsidium Darmstadt 
 

Regierungspräsidium Darmstadt Servicezeiten:  Fristenbriefkasten: 
Luisenplatz 2 , Kollegiengebäude Mo. – Do.  8:00 bis 16:30 Uhr Luisenplatz 2 
64283 Darmstadt Freitag 8:00 bis 15:00 Uhr 64283 Darmstadt 

Internet:   Telefon: 06151 12 0 (Zentrale) Öffentliche Verkehrsmittel: 
www.rp-darmstadt.hessen.de Telefax: 06151 12 6347 (allgemein) Haltestelle Luisenplatz - 2 - 

 

 Regierungspräsidium Darmstadt, 64278 Darmstadt Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen 

  
Elektronische Post 
 
Schweiger + Scholz 
Ingenieurpartnerschaft mbB 
Beratende Ingenieure 
Goethestraße 11 
64625 Bensheim 

Unser Zeichen:  I 18 KMRD- 6b 06/05- 
 B 5586-2022 
Ihr Zeichen:  

Ihre Nachricht vom:  

Ihr Ansprechpartner: 

Zimmernummer: 

Telefon/ Fax: 

E-Mail: 

Kampfmittelräumdienst:           kmrd@rpda.hessen.de 

Datum:  19.04.2022 

Biblis, "Am Hohen Weg" 

Bauleitplanung; 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 

Az.: AV / 010.009 

Kampfmittelbelastung und -räumung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat ergeben, 
dass sich das in Ihrem Lageplan näher bezeichnete Gelände in einem Bombenabwurfgebiet 
befindet. 
 
Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausgegangen 
werden. 
 
In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Bau-
maßnahmen bis zu einer Tiefe von mind. 5 Metern durchgeführt wurden sind keine Kampf-
mittelräummaßnahmen notwendig. 
 
Bei allen anderen Flächen ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel) 
vor Beginn der geplanten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen auf 
den Grundstücksflächen bis in einer Tiefe von 5 Meter (ab GOK IIWK) erforderlich, auf denen 
bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden. Hierbei soll grundsätzlich eine EDV-gestützte 
Datenaufnahme erfolgen. 
 
Sofern die Fläche nicht sondierfähig sein sollte (z.B. wg. Auffüllungen, Versiegelungen oder 
sonstigen magnetischen Anomalien), sind aus Sicherheitsgründen weitere Kampfmittel-
räummaßnahmen vor bodeneingreifenden Bauarbeiten erforderlich.  
 
Es ist dann notwendig, einen evtl. vorgesehenen Baugrubenverbau (Spundwand, Berliner 
Verbau usw.) durch Sondierungsbohrungen in der Verbauachse abzusichern. Sofern eine 
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sondierfähige Messebene vorliegt, sollen die Erdaushubarbeiten mit einer Flächensondie-
rung begleitet werden. 
 
Zu Ihrer eigenen Sicherheit sollten Sie sich bescheinigen lassen, dass die Kampfmittelräu-
mungsarbeiten nach dem neuesten Stand der Technik durchgeführt wurden. Der Bescheini-
gung ist ein Lageplan beizufügen, auf dem die untersuchten Flächen dokumentiert sind. Wei-
terhin ist das verwendete Detektionsverfahren anzugeben.  
 
Für die Dokumentation der Räumdaten beim Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen 
wurde das Datenmodul KMIS-R entwickelt. Wir bitten Sie, bei der Beauftragung des Dienst-
leisters auf die Verwendung des Datenmoduls KMIS-R hinzuweisen.  
 
Hierfür ist es erforderlich, dass die überprüften und geräumten Flächen örtlich mit den 
Gauß/Krüger Koordinaten eingemessen werden.  
 
Wir bitten Sie nach Abschluss der Arbeiten um Übersendung des Lageplans und der KMIS-
R-Datei, welche Sie durch die von Ihnen beauftragte Fachfirma erhalten. 
 
Das Datenmodul KMIS-R können Sie kostenlos von der nachstehenden Internetseite des 
Kampfmittelräumdienstes downloaden: 
 
http://www.rp-darmstadt.hessen.de  
(Sicherheit und Ordnung, Gefahrenabwehr, Kampfmittelräumdienst) 
 
Die Kosten für die Kampfmittelräumung (Aufsuchen, Bergen, Zwischenlagern) sind vom An-
tragsteller/Antragstellerin, Interessenten/Interessentin oder sonstigen Berechtigten (z.B. Ei-
gentümer/Eigentümerin, Investor/Investorin) zu tragen. Die genannten Arbeiten sind daher 
von diesen selbst bei einer Fachfirma in Auftrag zu geben und zu bezahlen.  
 
Für die Dokumentation der durchgeführten Kampfmittelräumung werden die örtlichen 
Gauß/Krüger-Koordinaten benötigt. 
 
Bei der Angebotseinholung oder der Beauftragung einer Fachfirma bitte ich immer  
das v. g. Aktenzeichen anzugeben und eine Kopie dieser Stellungnahme beizufügen.    
 
Als Anlage übersende ich Ihnen die Allgemeinen Bestimmungen für die Kampfmittelräu-
mung im Lande Hessen. 
 
Da Kampfmittelräumarbeiten im Voraus schwer zu berechnen sind, halte ich die       
Abrechnung der Leistungen nach tatsächlichem Aufwand für unumgänglich. Dies ist in jedem 
Falle Voraussetzung für eine positive Rechnungsprüfung zum Zwecke der Kostenerstattung 
durch den Bund gem. Nr. 3. der Allgemeinen Bestimmungen für die Kampfmittelräumung. 
 
Eine Kopie des Auftrages bitte ich mir zur Kenntnisnahme zuzusenden. 
 
Den Abtransport - ggf. auch die Entschärfung - und die Vernichtung der gefundenen 
Kampfmittel wird das Land Hessen -Kampfmittelräumdienst- weiterhin auf eigene Kosten 
übernehmen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag  
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Allgemeine Bestimmungen für die Kampfmittelräumung im Lande Hessen 

Auftraggeber für Kampfmittelräumungsarbeiten sind das Land Hessen (Regierungspräsidium 

Darmstadt), Kommunen, Private und Bundesbehörden. 

Kampfmittelräumungsarbeiten sind insbesondere: 

• Aufsuchen, Bergen und Zwischenlagern von Kampfmitteln  

o Systematische Untersuchung von Flächen mit Sonden 

o Systematische Entmunitionierung von Flächen mit Oberflächensuchgeräten 

o Punktuelle Untersuchung von Blindgängerverdachtspunkten 

o Herstellen von Sondierungsbohrungen, Messwertaufnahmen und Interpretation der 

Messergebnisse auf Bombenblindgänger 

o Aufgrabung der detektierten Anomalien 

o Identifizierung der Kampfmittel 

o Zwischenlagerung von Kampfmitteln 

o Berichtsführung 

1. Durchführungsbestimmungen  

Die Arbeiten sind jeweils nach dem neuesten Stand der Technik durchzuführen. Dies ist bei der 

Auftragsbestätigung zu versichern.  

• Dem Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen sind rechtzeitig mitzuteilen: 

• Auftraggeber (Auftrag und Auftragsbestätigung) 

• Verantwortliche Person (Befähigungsschein und Ausbildungsnachweis) 

• Arbeitsaufnahme und Arbeitszeit, gegebenenfalls Arbeitsunterlagen 

• Aktenzeichen des Kampfmittelräumdienstes 

Die untersuchten bzw. entmunitionierten Flächen sind in Lageplänen M 1 : 1 000 zu 

dokumentieren. Eine Ausfertigung ist dem KMRD nach Beendigung der Arbeiten zu übergeben. 

Kampfmittelräumungsarbeiten sind nach den üblichen Gesetzen, Verordnungen und Regeln der 

Technik insbesondere auch nach den Regeln für Sicherheit und Gesundheitsschutz beim 

Zerlegen von Gegenständen mit Explosivstoff oder beim Vernichten von Explosivstoff oder 

Gegenständen mit Explosivstoff BGR 114, Anhang 5, des HVBG Fachausschuß „Chemie“ 

durchzuführen. 

2. Sicherheitsbestimmungen  

Die Kampfmittelräumarbeiten dürfen nur unter ständiger Aufsicht einer Verantwortlichen Person 

(Befähigungsinhaber/in nach § 20 SprengG) durchgeführt werden. 

An der Arbeitstelle ist gut sichtbar ein Alarmplan anzubringen, der folgende Informationen 

enthält:  

• Verantwortliche Person der Arbeitsstelle 

• Tel.-Nr. und Adresse des nächsten Unfallkrankenhauses 
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• Tel.-Nr. des nächsten Hubschrauberrettungsdienstes 

• Tel.-Nr. und Adresse des Kampfmittelräumdienstes des Landes Hessen 

Die geborgenen Kampfmittel, Munitionsteile sowie alle anderen Objekte, die im Zusammenhang 

mit Kampfmitteln stehen, sind sofort listen mäßig zu erfassen und nachzuweisen. Sofern 

Kampfmittel nicht transportfähig sind oder nicht verlagert werden können, ist von der 

Kampfmittelräumfirma der Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen unverzüglich zu 

verständigen. Bei Gefahr im Verzug ist die Verantwortliche Person berechtigt und verpflichtet, 

sofort die zuständige Gefahrenabwehrbehörde (Polizei, Bürgermeister/in, Oberbürgermeister/in) 

zu verständigen und die seiner/ihrer Meinung nach erforderlichen Absperrmaßnahmen zu 

veranlassen. Die Entschärfung, Sprengung sowie der Abtransport von Kampfmitteln ist 

ausschließlich dem Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen oder der von ihm beauftragten 

Person überlassen. 

3. Ergänzende Bestimmungen 

Bergungsfremde Gegenstände, die bei den Arbeiten gefunden werden und keine 

Kampfmitteleigenschaft aufweisen, sind dem Eigentümer des Grundstücks zu überlassen. Sofern 

ehem. reichseigene Kampfmittel gefunden werden, besteht die Möglichkeit der Kostenerstattung 

durch den Bund. Er macht allerdings zur Auflage, dass der Kampfmittelräumdienst die von der 

Fachfirma gestellte Rechnung zur Prüfung erhält und diese mit einem Sichtvermerk 

kennzeichnet. Dies setzt in jedem Falle die Einhaltung der vorgenannten Bestimmungen voraus. 

Weiterhin ist zu erklären, ob das betreffende Grundstück vom Bund erworben wurde. 
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Abb. 2: bei Bohrarbeiten 5-Zentner-Bombe angebohrt

Abb. 1. Fliegerbombe, angetroffen bei 
Bauarbeiten in der Nähe einer 
Tankstelle 

Bauaushubüberwachung und Baubegleitende Kampfmittelräumung 
Theorie und Wirklichkeit, Verantwortlichkeiten 

 
1. Einleitung 

Weltweit werden Bauarbeiten für verschiedenste Vorhaben 
durchgeführt, sei es wie z.B. Um-, oder Ausbau bzw. 
Sanierung von Industrie-, Wohn- oder Mischgebieten, aber 
auch Lückenbebauungen. Für erneuerbare Energien sind 
tollkühne Ideen in der Planung, einiges davon steht bereits in 
der Ausführungsphase. Pipelines werden durch unwirtliche 
Gegenden, sogar durch Gewässer wie z.B. Ostsee verlegt, 
auch an Orten, wo bekanntermaßen Kampfmittel verklappt 
wurden.  

Es ist davon auszugehen, dass ca. 10 - 15 % der im 2. 
Weltkrieg abgeworfenen Bomben nicht zur Wirkung 
gelangten und auch heute noch eine Gefahr für die Umge-
bung darstellen (Abb. 1). Zusätzlich dazu findet man auch in 
Ballungszentren  

 aufgegebene oder zerstörte Fliegerabwehrstellungen,  

 Vergrabestellen,  

 zur Sprengung vorbereitete Bauwerke, 

 ehemalige Stellungs- und Grabensysteme mit Munition.  

Daher werden Bauvorhaben immer wieder durch Kampfmittelfunde, ja sogar auch „Explosionen von 
Kampfmitteln“ gestoppt (Abb. 2).  

Vor diesem Hintergrund stellen sich folgende 
Fragen:  

 hat der Bauherr bzw. dessen Planer im 
Rahmen der Gefahrenvorsorge das Prob-
lem „Kampfmittel im Baugrund“ überhaupt 
erkannt ? 

 hat der sich Bauherr bzw. dessen Planer 
mit den zur Verfügung stehenden Sondier- 
und Räumverfahren überhaupt befasst ? 

 ist sich der Bauherr seiner Verantwortung 
gegenüber den bauausführenden Un-
ternehmen bewusst ? 

 

Bei Bauarbeiten unter Kampfmittelverdacht entstehen Gefährdungen, deren Beseitigung zu den ver-
traglichen Pflichten des Bauherrn gehört (siehe dazu VOB/C ATV DIN 18299).  

Vielfach ist aber festzustellen, dass "aus Kostengründen" keine Kampfmittelräumung im engeren Sinne 
geschieht, sondern versucht wird, dem Problem des Kampfmittelverdachtes mittels sog. „Bauaushub-
überwachung“ oder der „Baubegleitenden Kampfmittelräumung" Herr zu werden. Dies geschieht ins-
besondere dann, wenn kein konkreter, sondern ein sogenannter "diffuser" Kampfmittelverdacht vor-
liegt, d.h., dass anhand von Luftbildern oder anderer Unterlagen zwar keine verortbaren Ansatzpunkte 
festgestellt werden können, aber doch so konkrete Verdachtsmomente dafür, dass ein gewisser 
Kampfmittelverdacht bestehen bleibt (tw. auch bezeichnet als "Fläche mit Kampfmittelverdacht ohne 
konkrete Gefahr" [1]). 
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2. Pflichten des Bauherren 

Die Bereitstellung des Baugrundes zur weiteren Bearbeitung, z.B. zur Herstellung eines Bauwerkes ist 
gemäß der Rechtsprechung nach § 645 BGB im Sinne der Lieferung eines Baustoffes zu sehen. Die 
Verantwortung für den Zustand des Baustoffes „Baugrund“ trägt grundsätzlich der Bauherr, d.h. er trägt 
das so genannte „Baugrundrisiko“.  

Unter Beachtung des Rechtsgrundsatzes der Allgemeinen Verkehrsicherungspflicht hat der Bauherr, 
der sein Vorhaben auf einer Fläche errichten möchte, die nach historischer Erkundung als kampfmittel-
gefährdet anzusehen ist, die Pflicht, Schäden, die von seinem Grund und Boden ausgehen, von den 
Bauarbeitern abzuwenden. Er hat somit dafür zu sorgen, dass evtl. vorhandene Kampfmittel unschäd-
lich gemacht werden, was i.d.R. durch eine Kampfmittelräumung im klassischen Sinn geschieht.  

Dies gilt sowohl bei einem konkreten, als auch bei dem oben beschriebenen "diffusem" Kampfmittel-
verdacht. In diesem Fall können z.B. in Nordrhein-Westfalen die Ordnungsbehörden entsprechende 
Vorgehensweisen verfügen [1] und seit im Jahre 1994 auf einer Baustelle in Berlin die Explosion einer 
Bombe vier Arbeiter in den Tod gerissen hat, wird in einigen kreisfreien Städten und Landkreisen 
Sachsens die Antragstellung zur Kampfmittelbelastungsprüfung von Baugrundstücken vorgeschrieben! 
Eine vorbildliche Vorgehensweise, an die sich andere Städte und Landkreise anschließen sollten ! 

Darüber hinaus hat aber jeder Bauherr im Rahmen der Planung und Ausführung eines Bauvorhabens 
ohnehin Vorgaben zu beachten, die in die gleiche Richtung weisen. Hier ist insbesondere die BaustellV 
in Verbindung mit § 4 ArbSchG zu nennen, aber auch § 819 StGB "Baugefährdung". Weitere Hinweise 
zu den Bauherrenpflichten bei Bauarbeiten auf Kampfmittelverdachtsflächen enthält auch die BGI 833 -  
- Handlungsanleitung zur Gefährdungsbeurteilung und Festlegung von Schutzmaßnahmen bei der 
Kampfmittelräumung [2]. 

 

2.1 Baustellenverordnung – BaustellV 

Eine ganz allgemeine, in ihrer Zielrichtung aber sehr deutliche Vorgabe, die auf jeder Baustelle zu 
beachten ist, enthält § 2 BaustellV, "Planung und Ausführung des Bauvorhabens". § 2, Absatz 1 lautet 
(verkürztes Zitat): 

(1) Bei der Planung der Ausführung eines Bauvorhabens …… sind die allgemeinen Grundsätze 
nach § 4 des Arbeitsschutzgesetzes zu berücksichtigen (siehe auch Abb.2) 

Somit hat der Bauherr schon bei der Planung der Ausführung eines Bauvorhabens gemäß den ersten 
und wesentlichsten drei allgemeinen Grundsätzen nach § 4 ArbSchG zu berücksichtigen, dass 

 Die Arbeit so zu gestalten ist, daß eine Gefährdung für Leben und Gesundheit möglichst vermie-
den und die verbleibende Gefährdung möglichst gering gehalten wird; 

 Gefahren an ihrer Quelle zu bekämpfen sind; 

 der Stand von Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene sowie sonstige gesicherte arbeitswissen-
schaftliche Erkenntnisse berücksichtigt werden. 

 

Werden diese Vorgaben der BaustellV nicht beachtet, könnte im Schadensfall, d.h. in unserer Betrach-
tung der "Explosion" eines Kampfmittels, auch § 819 StGB "Baugefährdung" heranzuziehen sein:  

(1) Wer bei der Planung, Leitung oder Ausführung eines Baues oder des Abbruchs eines Bau-
werks gegen die allgemein anerkannten Regeln der Technik verstößt und dadurch Leib oder 
Leben eines anderen Menschen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft.  

Eine für die Kampfmittelräumung aus dem Kreis der anerkannten Regeln der Technik einschlägige 
Regel ist die oben bereits erwähnte BGI 833 [2]. Diese BGI hilft in erster Linie der Kampfmittelräumfir-
ma, aber auch dem Bauherrn bzw. dessen Planer, die allgemeinen Grundsätze nach § 4 ArbSchG bei 
der Planung und Ausführung des Bauvorhabens auf "kampfmittel-verdächtigem Untergrund" zu be-
rücksichtigen und umzusetzen. 
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Bauherr oder beauftragter Dritte nach § 4 BaustellV 

Zugehörige Pflichten:

 
auf allen Baustellen:  

§ 2 Abs. 1 BaustellV  * 
 
Die allgemeinen Grundsätze 
des  
§ 4 ArbSchG sind bei der Pla-
nung  
der Ausführung zu berücksichti-
gen 

Zusätzlich auf Baustellen auf denen 
Beschäftigte mehrerer Arbeitgeber 
tätig werden: 

§ 3 Abs. 1 BaustellV
 
Bestellter Koordinator oder Bauherr selbst  

§ 3 Abs. 2 Nr. 1 BaustellV * 
 
Die allgemeinen Grundsätze sind bei der 
Planung der Ausführung zu koordinieren 

Allgemeine Grundsätze nach § 4 ArbSchG bei Anwendung der BaustellV
und deren zugehörigen Pflichten 

* Diese Pflichten werden in den Abschnitten 5.1 und 5.2 der RAB 33 konkreti-
siert 

§ 3 Abs 3 Nr. 1 BaustellV *
 
Die Anwendung der allgemeinen Grund-
sätze ist bei der Ausführung zu koordinie-
ren 

 

Abb. 3 

 

3 „Bauaushubüberwachung“ - "baubegleitende Kampfmittelräumung"  
- Verfahren nach dem Stand der Technik ? 

Gängige Praxis ist es, in den Ausschreibungsunterlagen von den ausführenden Unternehmen "den 
Stand der Technik" abzufordern.  

Weil aber aufgrund zu vieler im Untergrund vorhandener Störkörper die klassischen Vorgehensweisen 
der Kampfmittelräumung manchmal nicht anwendbar sind, aber auch deshalb, weil Bauherren aus 
finanziellen Gründen vor Sondierungen zurückschrecken, wird schon bei der Planung des Bauvorha-
bens auf "kampfmittel-verdächtigem Untergrund" zum Mittel der sogenannten Bauaushubüberwachung 
gegriffen, d.h. es wird eine zur Kampfmittelräumung befähigte Person - im folgenden "Feuerwerker" 
genannt - neben den Bagger gestellt, die ein Auge auf den Aushub haben und die Arbeiten sofort stop-
pen soll, wenn sie etwas Auffälliges bemerkt.  

Diese auch als „fachtechnische Begleitung" des Bauvorhabens bezeichnete Vorgehensweise stößt in 
der Fachwelt auf herbe Kritik ("ist eigentlich nur ein zusätzlicher Toter"), sowohl in der Tatsache, dass 
es vom Bauherrn so gefordert und ausgeschrieben wird, aber auch in der Tatsache, dass sich einige 
Kampfmittelräumfirmen überhaupt darauf einlassen ! Vor dem Hintergrund wirtschaftlicher Zwänge 
mag das zwar verständlich sein, aber eine solche Vorgehensweise ist ein vehementer Verstoß nicht 
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Abb. 4. Schichtenweiser Abtrag, verpflich-
tend bei baubegleitender KMR 

nur gegen die allgemeinen Grundsätze des § 4 ArbSchG, sondern auch gegen jedes Prinzip der Si-
cherheitsplanung: 

 hat der Feuerwerker überhaupt eine Chance, eine konkrete Gefahr durch ein bewegtes oder frei-
gelegtes Kampfmittel rechtzeitig festzustellen ? 

 wie lange hält er das durch, den Aushubbereich nach Unregelmäßigkeiten und die Aushubmas-
sen nach "Verdachtsinhalten" so intensiv wie notwendig zu "scannen" ?  

 kann er dem Druck der "Erdbaufirma" standhalten, "Leistung zu bringen", "Masse zu machen" ? 

 wer trägt die Verantwortung, wenn es zu einem Schadensereignis kommt, die Verantwortliche 
Person der Kampfmittelräumfirma, die Kampfmittelräumfirma selbst oder der Bauherr?  

Eine Definition der "Bauaushubüberwachung" zum Auffinden von Kampfmitteln und damit eine binden-
de Vorschrift zur Vorgehensweise gibt es nicht (wie auch, es ist ja kein in der Fachwelt anerkanntes 
Verfahren !).  

Oft wird aber für die gleiche wie oben beschriebene 
Vorgehensweise ein anderer Begriff gebraucht bzw. 
missbraucht:  

"Baubegleitende Kampfmittelräumung"  

Im Gegensatz zur "Bauaushubüberwachung" sind die 
Vorgehensweisen der "baubegleitenden Kampfmittelräu-
mung" exakt beschrieben und definiert im Abschnitt 3 der 
Arbeitshilfen Kampfmittelräumung - AH-Kampfmittelräumung 
des Bundes [3]. Folgende Zitate aus diesem Abschnitt der 
AH-Kampfmittelräumung sprechen für sich und bedürfen 
keiner weiterer Kommentierung, besonders wichtige 
Passagen aber in Fettdruck hervorgehoben: 

3.2 Baubegleitende Kampfmittelräumung 

Bei diesem Räumverfahren werden die horizontalen und vertikalen Flächen der Baugrube mit 
aktiven und / oder passiven Sonden untersucht. 

Nach Freigabe durch die verantwortliche Person (§ 19 Abs. (1) Nr. 3 SprengG) kann der Boden un-
ter zusätzlicher visueller Kontrolle schichtweise ausgebaut werden. Dieser Vorgang wird bis zum 
Erreichen der Aushubsohle wiederholt. 

3.2.1 Verfahrensbeschreibung 

Zum Erreichen des Räumziels „Kampfmittelfreiheit“ sind die Aushubsohle und die Grubenböschun-
gen bzw. –wände in Abhängigkeit der vermuteten Kampfmittel mittels aktiver und / oder passiver 
Sonden vollflächig und systematisch zu untersuchen und ggf. zu räumen. 

Die BGR 114 Anhang 5 „Besondere Sicherheitsanforderungen“ ist zu beachten. 

3.2.2 Verfahrensgrenzen 

Dieses Räumverfahren kann der Reduktion von Gefährdungen bei Maßnahmen mit Bodeneingriff 
auf kampfmittelbelasteten Flächen dienen. Es kann angewendet werden, wenn Kampfmitteleinzel-
funde aufgrund konkreter Verdachtsmomente nicht ausgeschlossen werden können.  

Dabei wird der im Wirkungsbereich eines Erdwerkzeuges befindliche Boden auf Kampfmittel unter-
sucht, bevor der Bodenabtrag stattfindet. 

Dieses Räumverfahren ist aufgrund des methodischen Ansatzes zur Herstellung der Kampfmittel-
freiheit ohne Einschränkungen für Baugruben geeignet. Die Verfahrensgrenzen werden durch fol-
gende Eckpunkte beschrieben: 

1. Der bei der Räummaßnahme hergestellte kampfmittelfreie Bereich beschränkt sich auf den bei 
den Bauarbeiten umgesetzten und den in der Baugrube anstehenden Boden. 

2. Die Mächtigkeit der in der Baugrube von Kampfmitteln freigemessenen Bodenschicht wird durch 
die Empfindlichkeit der eingesetzten aktiven und / oder passiven Sonde bzw. die Störkörpergröße 
bestimmt und ist daher nicht in jedem Fall eindeutig bestimmbar.   
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3. Durch vorhandene bauliche Anlagen (Kabel, Leitungen, Betonbaukörper) oder Hilfsbau-
maßnahmen (Verbau) können Einschränkungen der Sondierfähigkeit des in der Baugrube 
anstehenden Bodens entstehen. 

Auch das Verfahren der baubegleitenden Kampfmittelräumung ist in der Fachwelt umstritten, weil es, 
wie der obige Satz 3 zeigt, nicht nur Unsicherheiten für den Räumerfolg enthält, sondern auch für Leib 
und Leben der Ausführenden. Umstritten ist es aber insbesondere auch deshalb, weil dieses Verfahren 
so leicht von Bauherren und Planern missbraucht werden kann, um Geld zu sparen ! 

Das Verfahren wurde aus der Not geboren, dass es eben die Flächen gibt, wo ein nicht eindeutig ver-
ortbarer, diffuser Kampfmittelverdacht besteht und man nach einem Verfahren gesucht hat, um auch 
dieses Problem unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit der Mittel in den Griff zu bekommen.  

Aber, es öffnet dem Missbrauch Tür und Tor: man braucht bei entsprechenden Verdachtsflächen nur 
zu postulieren, dass die klassische Sondierung nicht geht, dann wird auch noch bereits in der Aus-
schreibung der schichtenweise Abtrag gestrichen (behindert ja nur die Aushubleistung und bedroht 
damit den schon vor Beginn der Planung festgelegten Eröffnungstermin mit Bürgermeister und Sekt-
empfang), stellt den Ausguck-Feuerwerker an den Bagger, und schon glaubt man als Bauherr das 
Problem erledigt zu haben ! 

Da sind gewisse Zweifel angebracht, betrachtet man allein die Verantwortlichkeiten, wenn die Granate 
dem Ausguck-Feuerwerker entgeht und mit der Aushubfuhre durch die Stadt gefahren wird !  

Was ist, wenn ….. ? 

Auf der Grundlage des § 2 BaustellV, der den Bauherrn verpflichtet, bereits bei der Planung eines 
Bauvorhabens die Grundsätze des § 4 ArbSchG zu berücksichtigen, kann nur folgende grundsätzliche 
Vorgehensweise die Richtige sein: 

1) zwingende Feststellung des Kampfmittelverdachtes, ob konkret oder diffus ! 

2) wenn Kampfmittelverdacht besteht, Erarbeitung eines klar definiertes Räumkonzeptes bzw. eines 
Arbeits- und Sicherheitsplanes nach BGI 833: 

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Anforderungen darf die baubegleitende Kampfmittel-
räumung nur dann angewandt werden, wenn Bauwerksreste, künstliche Auffüllungen mit hohen 
ferromagnetischen Anteilen, dichte Leitungsnetze oder dergleichen eine Kampfmittelräumung im 
klassischen Sinn unmöglich machen.  

3) im Räumkonzept bzw. Arbeits- und Sicherheitsplan nach BGI 833 Beschreibung der an den 
Kampfmittelverdacht angepassten Vorgehensweise, insbesondere 

 anstehende Böschungen etc. werden vor Beginn des Aushubes vorsondiert 

 schichtenweiser Abtrag des Materials ("Abziehen") 

 die Schichtstärken werden während des Aushubes ständig durch direkte Kommunikation zwi-
schen visuellem Überwacher (Feuerwerker") und Baggerfahrer abgestimmt 

 aufgenommenes Erdreich auf einer Zwischenlagerfläche vorsichtig abgelegen, vorseparieren 
und nochmals visuell auf Kampfmittel absuchen 

4) Definition der Anforderungen an die gerätetechnischen und personelle Ausstattung der ausfüh-
renden Unternehmen (siehe BGI 833) und Berücksichtigung dieser Anforderungen in der Aus-
schreibung 

5) Bereitstellung technischer und ggf. notwendiger persönlicher Schutzausrüstungen durch die aus-
führenden Unternehmen 

6) Herstellung der klaren und eindeutigen Weisungsbefugnis der Verantwortlichen Person der 
Kampfmittelräumfirma gegenüber den Mitarbeitern der Baufirmen in Bezug auf Gefährdungen 
durch Kampfmittel 

7) Anpassung der Gefährdungsbeurteilung der bauausführenden Unternehmen 

8) Unterweisung aller auf der Baustelle beschäftigten Personen 
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4. Zusammenfassung 

Kurz nach Kriegsende ging man davon aus, dass bis Ende 1945 alle Bombenblindgänger entdeckt und 
entsorgt werden würden. Heute, 66 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs können wir nur sa-
gen: „Wir sind noch lange nicht so weit“ und Deformierungen, Rost, Alterungsprozesse, Bodenverwer-
fungen bzw. -bewegungen und insbesondere Erschütterungen erhöhen das Risiko einer Detonation. 

Darüber hinaus gibt es ja nicht nur Bombenblindgänger, von denen Gefahren ausgehen, sondern von 
allen Arten von unkontrolliert abgelagerter und Alterungsprozessen unterworfener Munition. 

Beim Thema Kampfmittelbeseitigung nehmen Bauherren/Auftraggeber bzw. deren Planer häufig un-
kalkulierbare Risiken in Kauf, die sie aber allein durch die Beachtung der oben beschriebenen grund-
sätzlichen Vorgehensweisen minimieren könnten.  

Die Ausführung von Kampfmittelräummaßnahmen bedarf grundsätzlich der planerischen und konzepti-
onellen Vorbereitung sowie der Begleitung/Überwachung der Ausführung.  

Wesentlich ist, dass jede Räummaßnahme, die sorgfältig vorbereitet wird, in der Ausführungsphase 
ohne größere Unterbrechungen wirtschaftlich umgesetzt werden kann.  

Die Erkundung, Feststellung und Bergung von Kampfmitteln stellt außergewöhnlich hohe Anforderun-
gen an die gerätetechnische und personelle Ausstattung der ausführenden Firmen sowie einen we-
sentlichen Zeit- und Kostenfaktor. 

In jedem Fall stellt die baubegleitende Kampfmittelräumung die „ultima ratio“ dar, die nur unter klar 
definierten Randbedingungen angewendet werden darf, nicht aber allein aus dem Grund der Kostener-
sparnis. 

Die Bauaushubüberwachung ist nicht als Kampfmittelräumung anzusehen und sollte aus dem Pla-
nungsvokabular ersatzlos gestrichen werden ! 

Die Abwehr der von Kampfmitteln ausgehenden Gefahr ist und bleibt ein wesentliches Element in der 
Sicherung der Lebensgrundlage unserer Gesellschaft und ihrer wirtschaftlichen und infrastrukturellen 
Entwicklung und sollte sehr ernst genommen werden. 

 

Grundsatz für Bauarbeiten auf Flächen mit Kampfmittelverdacht sollte immer sein: 

Zunächst Räumstelle - dann erst Baustelle ! 

 

 

 

 

 

5. Literatur:  

[1] Merkblatt für Baugrundeingriffe auf Flächen mit Kampfmittelverdacht ohne konkrete Gefahr (An-
lage 1 der Technischen Verwaltungsvorschrift für die Kampfmittelbeseitigung in NRW) 

[2] BGI 833 - Handlungsanleitung zur Gefährdungsbeurteilung und Festlegung von Schutzmaßnah-
men bei der Kampfmittelräumung,  

[3] Arbeitshilfen zur wirtschaftlichen Erkundung, Planung und Räumung von Kampfmitteln auf Lie-
genschaften des Bundes (Arbeitshilfen Kampfmittelräumung - AH KMR) 
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Bauleitplanung der Gemeinde Biblis 

Bebauungsplanentwurf Nr. 16 „Am Hohen Weg“ (8. Änderung) 

Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a BauGB   
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der vorgelegte Bebauungsplanentwurf sieht die Verkleinerung der Grünfläche und in Fol-

ge die Erweiterung des Baufensters für den Neubau einer Lagerhalle vor. Auch werden 

Wohnungen im GE in der Nähe der Bahnstrecke ausgeschlossen. Das Plangebiet ist im 

Regionalplan Südhessen/ Regionaler Flächennutzungsplan 2010 als „Vorranggebiet In-
dustrie und Gewerbe, Bestand“ dargestellt. Gegen die im Bebauungsplanentwurf Nr. 16 

dargelegten kleinflächigen Anpassungen bestehen aus regionalplanerischer Sicht kei-

ne Bedenken. Die Planung kann gemäß § 1 Abs. 4 BauGB als an die Ziele der Raum-

ordnung angepasst gelten. 

Bezüglich der vom Regierungspräsidium Darmstadt - Abteilung Umwelt Darmstadt - zu 

vertretenden Belange teile ich Ihnen folgendes mit:  

Bodenschutz  

Zu dem o. a. Vorhaben nehme ich aus bodenschutzfachlicher Sicht wie folgt Stellung: 

1. Nachsorgender Bodenschutz 

Aus der Altflächendatei ALTIS des Hessischen Landesamtes für Umwelt und Geologie 

ergeben sich für den Plangeltungsbereich keine Hinweise auf das Vorhandensein von 

Altflächen (Altstandorte, Altablagerungen), schädliche Bodenveränderungen und/oder 

Grundwasserschäden. Von meiner Seite bestehen somit nach derzeitigem Kenntnisstand 

keine Bedenken gegen das o. a. Vorhaben. 

Die Belange des Dezernates 41.5 sind in der Begründung und in den textlichen Festset-



- 2 - 

- 3 - 

zungen zum Bebauungsplanentwurf hinreichend berücksichtigt. 

2. Vorsorgender Bodenschutz 

Der Plangeltungsbereich ist durch die bisherige Nutzung bereits größtenteils anthropo-

gen überprägt. 

Die Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 13a Abs.1 Nr. 2 BauGB hat zum Ergebnis, dass 

die 8. Änderung des Bebauungsplans Nr. 16 „Am Hohen Weg“ voraussichtlich keine er-
heblichen Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Abs.4 Satz 4 BauGB in der weiteren 

Abwägung zu berücksichtigen sind. 

Die Erarbeitung einer Umweltverträglichkeitsprüfung bzw. die Erstellung eines Umweltbe-

richts sind daher nicht erforderlich. 

Bei dem Verfahren bleibt die Pflicht, alle abwägungsrelevanten bodenschutzfachlichen 

Belange nach § 2 Abs. 3 BauGB zu ermitteln und zu bewerten. 

Aus Sicht der Dezernate Wasserversorgung/Grundwasserschutz, Oberflächenge-

wässer, Abwasser und Immissionsschutz bestehen gegen den Bebauungsplan 

keine Bedenken. 

 

Für die bergrechtliche Stellungnahme wurden folgende Quellen als Datengrundlage 

herangezogen: 

Hinsichtlich der Rohstoffsicherung:  

- Regionalplan Südhessen/Regionaler Flächennutzungsplan (RPS/RegFNP) 2010 

- Rohstoffsicherungskarte (KRS 25) des HLNUG;  

Hinsichtlich der aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe:  

- vorliegende und genehmigte Betriebspläne;  

Hinsichtlich des Altbergbaus:  

- bei der Bergaufsicht digital und analog vorliegende Risse,  

- in der Datenbank vorliegende Informationen,  

- Kurzübersichten des ehemaligen Bergamts Weilburg über früheren Bergbau.  

 

Die Recherche beruht auf den in Inhaltsverzeichnissen des Aktenplans inventarisierten 

Beständen von Berechtsams- und Betriebsakten früherer Bergbaubetriebe und in hiesi-

gen Kartenschränken aufbewahrten Rissblättern. Die Stellungnahme basiert daher hin-

sichtlich des Altbergbaus auf einer unvollständigen Datenbasis. 

Anhand dieser Datengrundlage wird zum Vorhaben wie folgt Stellung genommen: 

Rohstoffsicherung: Durch das Vorhaben sind keine Rohstoffsicherungsflächen betroffen. 

Aktuelle Betriebe/Konzessionen: Es befinden sich keine aktuell unter Bergaufsicht ste-

henden Betriebe im Planbereich und dessen näherer Umgebung. Das Gebiet wird von 
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einem Erlaubnisfeld zur Aufsuchung von Kohlenwasserstoffen überdeckt. Der Bergauf-

sicht sind jedoch keine das Vorhaben beeinträchtigenden Aufsuchungsaktivitäten be-

kannt. 

Gefährdungspotential aus früheren bergbaulichen Tätigkeiten: Im Plangebiet ist meinen 

Unterlagen zufolge bisher kein Bergbau umgegangen.  

Dem Vorhaben stehen aus Sicht der Bergbehörde keine Sachverhalte entgegen. 

 

Eine Zuständigkeit der oberen Naturschutzbehörde ist gemäß § 2 Abs. 1 Hessisches 

Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) nicht gegeben. 

(siehe hierzu auch Ziffer 3.5 des Erlasses des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, 

Energie, Verkehr und Wohnen über die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange (TöB) in städtebaulichen Verfahren nach dem Baugesetzbuch 

(BauGB) vom 11. Dezember 2019 -StAnz. 52/2019 S. 1373-). 

 

Den Kampfmittelräumdienst beteilige ich ausnahmsweise nur dann, wenn von ge-

meindlicher Seite im Rahmen des Bauleitplanverfahrens konkrete Hinweise auf das mög-

liche Vorkommen von Kampfmitteln erfolgt sind. In dem mir von Ihnen zugeleiteten Bau-

leitplanverfahren haben Sie keine Hinweise dieser Art gegeben. Deshalb habe ich den 

zentralen Kampfmittelräumdienst nicht beteiligt. Es steht Ihnen jedoch frei, den Kampf-

mittelräumdienst direkt zu beteiligen. Ihre Anfragen können Sie per Email richten an das 

Regierungspräsidium Darmstadt, Dezernat I 18, Zentraler Kampfmittelräumdienst: 

kmrd@rpda.hessen.de . 

 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag  

 
Dieses Dokument habe ich in der Hessischen eDokumentenverwaltung (HeDok) elektronisch schlussgezeichnet. 
Es ist deshalb auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig. 
 
Hinweis: 

Datenschutzrechtliche Hinweise über die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Regional- und Bauleitplanung finden Sie hier: 

https://rp-darmstadt.hessen.de/planung/bauleitplanung 
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